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Stadt Tettnang 

Bebauungsplan „Jahnstraße Nord“  und  örtliche Bauvorschriften 
 
 

A. Planungsrechtliche Festsetzungen 

B. Hinweise 

C. Örtliche Bauvorschriften 

Die gegenüber dem Bebauungsplan und den Örtlichen Bauvorschriften in der Fassung  
vom 09.11.2022 geänderten Bestandsteile und ergänzten Festsetzungen sind gelb markiert.  

 

Begründung zum ergänzenden Verfahren gem.§ 215a BauGB i.V.m. §214 BauGB 

1. Anlass der Planung 

2. Verfahren 

3. Flächennutzungsplan 

4. Umweltverträglichkeit 

5. Festsetzungen zum Bebauungsplan 

6. Örtliche Bauvorschriften 

 
Anlagen:  

- Umweltbericht vom 29. Februar 2024, als gesonderter Teil der Begründung 

 

Begründung zum Aufstellungsverfahren (in der Fassung vom 09.11.2022) 

1. Planungsgegenstand 
1.1 Räumlicher Geltungsbereich / Plangebiet 

1.2 Erfordernis der Planaufstellung / Planungsziele 

1.3 Übergeordnete Planungen bestehendes Planungsrecht 

2. Planinhalt / Begründung der wesentlichen Festsetzungen 
2.1 Städtebauliches Konzept 

2.2 Art und Maß der baulichen Nutzung 

2.3 Bebauung / Gebäudeausrichtung / Bauweise 

2.4 Höhe baulicher Anlagen / Zahl der Vollgeschosse 

2.5 Erschließung 

2.6 Immissionsschutz 

2.7 Freiraumkonzept 

2.8 Waldabstand 

2.9 Flächenbilanz 
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3. Auswirkungen auf Natur und Landschaft 

4. Begründung der Örtlichen Bauvorschriften 

5. Planänderungen nach der öffentlichen Auslegung 

 
 
Der Bebauungsplan besteht aus dem Lageplan und den planungsrechtlichen Festsetzungen mit  

Hinweisen. Die Begründung zum ergänzenden Verfahren gem.§215a BauGB i.V.m. § 214 BauGB 

und die Begründung zum Aufstellungsverfahren (in der Fassung vom 09.11.2022) wird dem Bebau-

ungsplan beigefügt. 

Zusammen mit dem Bebauungsplan erlässt die Stadt Tettnang für das Plangebiet  

Örtliche Bauvorschriften als gesonderte Satzung nach § 74 LBO. 

aufgestellt:       Tettnang, den 
 
 
 
 
 
 
 
................................................................  ............................................................... 
KIENZLE  VÖGELE  BLASBERG GmbH  R. Rist, Bürgermeisterin 
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Rechtsgrundlagen 

• Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. IS. 3634) 

zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 20.12.2023 (BGBl. 2023 | Nr. 394) 

• Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung vom 21.11.2017 (BGBl. I.S. 3786), 

geändert durch Art. 2 Gesetz v. 03.07.2023 (BGBl. 2023 | Nr. 176) 

• Planzeichenverordnung (PlanzV) in der Fassung vom 18.12.1990 (BGBl.1991 IS. 58),  

zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 14.06.2021 (BGBl. IS. 1802) 

• Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) i.d.F. vom 05.03.2010 (GBl. S. 357, ber. S. 416),  

zuletzt geändert durch Gesetz vom 13. Juni 2023 (GBl. S. 170) 

• Gemeindeordnung (GemO) für Baden-Württemberg i.d.F. vom 24.07.2000 (GBl. S. 582, ber. S. 698),  

zuletzt geändert durch Art. 4 des Gesetzes vom 27.06.2023 (GBl. S. 229,231)  

 

A. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 

gem. § 9 BauGB  und  §§ 1-23 BauNVO 

1. Art und Maß der baulichen Nutzung   § 9(1) 1 BauGB 

1.1 Allgemeines Wohngebiet (WA) nach § 4 BauNVO 

a) zulässig sind gem. § 4 (2) BauNVO: 

- Wohngebäude 

- die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden 

- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke 

b) Gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO sind die in § 4 Abs. 2 BauNVO genannten Schank- und Speisewirt-

schaften sowie nicht störende Handwerksbetriebe nicht zulässig. 

c) Gemäß § 1 Abs. 6 BauNVO sind die in § 4 Abs. 3 BauNVO genannten Ausnahmen nicht Bestandteil 

des Bebauungsplans. 

1.2 Grundfläche und Grundflächenzahl § 16 und §19 BauNVO 

a) Höchstzulässige Grundfläche (GR) gemäß Einschrieben im Lageplan. Die Einschriebe beziehen 

sich auf das jeweilige Baufeld. 

b) Die zulässige Grundfläche darf durch die Grundflächen von Garagen und Stellplätzen mit ihren Zu-

fahrten sowie Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO bis zu einer Grundflächenzahl (GRZ) von 

0,6 überschritten werden. 

c) Durch die Grundflächen baulicher Anlagen, durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird, ist 

eine Überschreitung der zulässigen Grundfläche bis zu einem Höchstwert von 0,95 zulässig. 

1.3 Höhe baulicher Anlagen § 16, § 18 BauNVO 

Die Einschriebe beziehen sich auf das jeweilige Baufeld. Die Abgrenzungen unterschiedlicher Fest-

setzungen im WA4 sind zu beachten.  

a) Die zulässige Gebäudehöhe (GH) ist begrenzt gemäß Eintragung im Lageplan (Höchstmaße in m 

ü.NHN). Der obere Bezugspunkt der Gebäudehöhe ist der höchste Punkt des Daches bzw. der Atti-

ka. Untergeordnete Bauteile wie Geländer, technische Anlagen, Dachausstiege sowie Anlagen zur 

Sonnenenergiegewinnung dürfen die festgesetzte Gebäudehöhe um max. 1,5 m überschreiten. 

b) Bei im WA1 und WA2 ausnahmsweise zulässigen Schrägdächern gelten die im Lageplan festge-

setzten Außenwandhöhen (WH) und Firsthöhen (FH) als Höchstmaße in m ü.NHN (Normalhöhen-

null). Als oberer Bezugspunkt der Wandhöhe gilt der Schnittpunkt der verlängerten Außenwand mit 

der Dachhaut (höchster Punkt) oder der obere Abschluss der Wand. Gemessen wird traufseitig au-

ßen. Der obere Bezugspunkt der Firsthöhe ist der höchste Punkt des Daches.  
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2. Überbaubare bzw. nicht überbaubare Grundstückflächen   § 9(1) 2 BauGB  i.V.m. §23 BauNVO 

Die überbaubaren und nicht überbaubaren Grundstücksflächen ergeben sich aus der Festsetzung 

von Baugrenzen im Lageplan. Die Baugrenze darf mit untergeordneten Bauteilen um maximal 1,5 m 

überschritten werden. 

3. Bauweise und Stellung baulicher Anlagen    § 9(1)2 BauGB i.V.m § 22  BauNVO 

a) Es ist die offene Bauweise (o) festgesetzt. 

b) Gemäß Eintragung im Lageplan ist im WA4 und im WA8 die abweichende Bauweise (a) festgesetzt. 

Abweichend von der offenen Bauweise sind größere Gebäudelängen als 50 m gemäß Eintragung im 

Lageplan zulässig (WA4 L bis max. 76 m   bzw. WA8 L bis max. 52 m). 

c) Hauptfirstrichtung im WA1 und WA2 gemäß Eintragung im Lageplan.  

4. Flächen für Nebenanlagen, Garagen und Stellplätze    § 9(1)4 BauGB i.V.m § 12  BauNVO 

a) Garagen und Carports sind im WA3 bis WA9 nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen 

zulässig. Diese sind im WA1 und WA2 sowohl innerhalb als auch außerhalb der überbaubaren 

Grundstücksflächen zulässig. 

b) Stellplätze sind im WA3 bis WA9 innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen und in den ge-

sondert gekennzeichneten Flächen zulässig. Als Ausnahme können Stellplätze im WA3 bis WA9 un-

ter Berücksichtigung städtebaulicher Belange sowohl innerhalb als auch außerhalb der überbauba-

ren Grundstücksflächen auch auf nicht gekennzeichneten Flächen zugelassen werden. 

c) Im WA1 und WA2 sind Stellplätze sowohl innerhalb als auch außerhalb der überbaubaren Grund-

stücksflächen zulässig.  

d) Tiefgaragen und deren Zufahrten sind sowohl innerhalb als auch außerhalb der überbaubaren 

Grundstücksflächen zulässig; sie sind nicht zulässig im Bereich festgesetzter Grünflächen. 

e) Bauliche Nebenanlagen zur wettergeschützten Unterbringung der nach §37 LBO notwendigen Fahr-

radstellplätze und überdachte Müllabstellplätze sind sowohl innerhalb als auch außerhalb der über-

baubaren Grundstücksfläche zulässig. 

5. Anzahl der Vollgeschosse    § 16 und 20 BauNVO 

Die Zahl der Vollgeschosse ist begrenzt gemäß Eintragung im Lageplan.  

6. Öffentliche und private Verkehrsflächen    §9(1) 11 BauGB 

a) Öffentliche und private Verkehrsflächen gemäß Lageplan. Die Unterteilung in Fahrbahn und Geh-

wege ist als Hinweis zu verstehen und wird im Rahmen der Erschließungsplanung konkretisiert.  

b) Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung gemäß Lageplan (Fuß- und Radweg). 

7. Flächen für  Versorgungsanlagen  und  Versorgungsleitungen    § 9 (1) 12 und 13 BauGB 

a) Versorgungsleitungen sind unterirdisch zu führen. 

b) Versorgungsanlagen (Zweckbestimmung Elektrizität) Trafostationen gemäß Eintragung im Lageplan  

8. Geh-, Fahr- und Leitungsrechte    § 9 Abs. 1 Nr. 21 und Abs. 6 BauGB 

Im Lageplan sind die mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastenden Flächen festgesetzt.  

- GR1- FR1- LR1 zugunsten Flst.Nr. 551/2 

- LR2 Ableitung des Niederschlagswassers zugunsten der nördlichen Anlieger.  

9. Flächen für die Wasserwirtschaft und die Regelung des Wasserabflusses    § 9 (1) 16 BauGB 

Die im Plan gekennzeichneten Sicker- und Filtermulden sind als naturnahe Erdmulde anzulegen und 

dauerhaft zu unterhalten. 
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10. Grünflächen  § 9(1) 15 BauGB und Massnahmen zum Schutz, zur Pflege und  

Entwicklung der Landschaft    § 9 (1) 20 BauGB i.V.m § 9(1) 25a und 25b BauGB 

10.1 Öffentliche und private Grünflächen  

Auf den festgesetzten öffentlichen und privaten Grünflächen (Randeingrünung, Hausgarten, Re-

tention, Spiel- und Erholungsfläche) sind Stellplätze und hochbauliche Nebenanlagen nicht zulässig. 

Zulässig sind: 

- Anlagen zur Sammlung, Behandlung, Versickerung und Ableitung von Niederschlagswasser 
- Geh- und Radwege, Einfriedungen sowie Möblierung und Spielgeräte 
- Flächen für die Feuerwehr 

10.2 Baumpflanzungen 

a) Im Bereich der Baumpflanzgebote (Wuchsklasse I bzw. Wuchsklasse II siehe Lageplan) sind stand-

ortgerechte Laubbäume bzw. hochstämmigen Obstbäume zu pflanzen (Pflanzlisten siehe Hinweis 

Nr. 7.) Die Baumstandorte können vom Planeintrag um bis zu 5 m abweichen, wenn die Anzahl der 

Bäume auf dem Baugrundstück unverändert bleibt.  

b) Auf den Baugrundstücken ist pro angefangene 500 qm Grundstücksfläche ein Laubbaum (Wuchs-

klasse II) oder Obsthochstamm (Pflanzlisten siehe Hinweis Br. 7) zu pflanzen. Im zeichnerischen 

Teil festgesetzte Bäume sowie der Erhalt bestehender Bäume werden hierauf angerechnet. 

c) Im Bereich der festgesetzten Grünflächen ist pro angefangene 400 qm Grünfläche ein Laubbaum 

oder Obsthochstamm (Pflanzlisten siehe Hinweise) zu pflanzen. Davon müssen im Bereich der zent-

ralen Grünfläche mindestens 20 Bäume der Wuchsklasse I gepflanzt werden. 

d) Die Mindestpflanzqualität der Bäume außerhalb von Tiefgaragenflächen beträgt 3xv mB, STU 14-16 

cm / entlang der Verkehrsflächen 16-18 cm. Die Bäume sind dauerhaft zu erhalten.  

e) Abgängige Bäume sind durch standortheimische Laubbäume bzw. hochstämmige Obstbäume ge-

mäß Artenliste zu ersetzen. 

10.3 Bindungen für Bepflanzungen / Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen  

Im Bereich der Flächen für Pflanzbindungen sind die vorhandenen Feldhecke und die den Rams-

bach begleitende Vegetation (geschütztes Biotop) dauerhaft zu erhalten.  

10.4 Beseitigung des Niederschlagswassers 

Im Plangebiet ist ein modifiziertes Entwässerungssystem mit getrennter Ableitung von Nieder-

schlags- und Schmutzwasser festgesetzt. Oberflächenwässer müssen vorgereinigt werden, bevor 

eine Versickerung in den Untergrund erfolgt. Gründächer müssen eine Substratstärke von mindes-

tens 12 cm aufweisen, um als Vorreinigung für die Versickerung des Niederschlagswassers aner-

kannt zu werden. 

Versickerungen des Oberflächenwassers im Bereich der im Lageplan gekennzeichneten Gelän-

deauffüllung bzw. Altablagerung sind nicht zulässig. Versickerungsanlagen müssen zum Schutz der 

Altablagerung von der Altablagerung (oberstromig) einen Mindestabstand von 10 m einhalten (siehe 

Lageplan blaue Schraffur). In diesem Bereich ist eine Versickerung ebenfalls nicht zulässig. 

Der Nachweis über die ordnungsgemäße Abwasserbeseitigung ist im Rahmen der Baugenehmigung 

(Entwässerungsgesuch) zu erbringen. Hier ist das Amt für Wasser- und Bodenschutz des Landrats-

amtes Friedrichshafen zu beteiligen.  Siehe auch Hinweis Nr. 4 

10.5 Stellplätze sind in wasserdurchlässiger Bauweise herzustellen (z.B. Pflaster mit breiten Fugen und 

durchlässiger Tragschicht, Kiesbeläge oder Rasenpflaster). 

10.6 Flachdächer und Schrägdächer <15° Dachneigung sind zu begrünen. Gründächer müssen eine 

Substratstärke von mindestens 12 cm aufweisen, um als Vorreinigung für die Versickerung des Nie-

derschlagswassers anerkannt zu werden. 
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10.7 Tiefgaragen sind mit einer Substratschicht von mindestens 30 cm (im Bereich von Baumpflanzungen 

mind. 70 cm) zu überdecken und zu begrünen. Die Begrünung ist dauerhaft sicherzustellen. Hiervon 

ausgenommen sind Terrassen, Wege und Zufahrten sowie Flächen für technische Aufbauten und 

für die Feuerwehr sowie Spielflächen. 

10.8 Insektenschonende Außenbeleuchtung  

Außenbeleuchtungen sind so errichten, dass wildlebende Tierarten (insbesondere Insekten, Fleder-

mäuse und Vögel) vor nachteiligen Lichtemissionen geschützt sind. Beleuchtungseinrichtungen dür-

fen nicht in Richtung des nördlich angrenzenden geschützten Gehölzbiotops gerichtet werden.  

Beleuchtungskonzepte müssen auch den Anforderungen der lichtscheuen Fledermausarten ange-

passt werden. (siehe auch Hinweis Nr. 8 Belange des Artenschutzes) 

10.9 insektenschonende Photovoltaikanlagen 

Es sind reflexionsarme Photovoltaik- und Solarthermie-Anlagen zu verwenden. 

(siehe auch Hinweis Nr. 8 Belange des Artenschutzes). 

10.10 Zum Schutz des gesetzlich geschützten Biotops ‚Ramsbach und begleitende Vegetation‘ ist am 

Nordrand des Plangebietes eine geeignete Einfriedung (z.B. Holzstaketenzaun) mind. 1,0 m hoch  

zu errichten. Einfriedungen müssen generell für Kleinsäuger durchlässig bleiben. Der Abstand zum 

Boden muss mind. 15 cm betragen. 

10.11 Maßnahmen gegen Vogelschlag 

Glasfassaden und größere Glasflächen sind vogelschonend bzw. vogelfreundlich auszuführen. Das 

Risiko einer signifikanten Erhöhung von Vogelschlag ist zu minimieren.  

(siehe auch Hinweis Nr. 8 Belange des Artenschutzes) 

10.12 Ersatznisthilfen für Vögel und Ersatzquartiere für Fledermäuse 

An Bäumen und Gebäuden sind mit Beteiligung einer ökologischen Baubegleitung 20 geeignete 

Nistkästen für Vögel (Halbhöhlenbrüter und Höhlenbrüter) anzubringen.   

An jedem Gebäude im WA1, WA3, WA4 und WA7 sind mit Beteiligung einer ökologischen Baube-

gleitung je 2 Fledermauskästen (Spalten- und Höhlenquartiere) anzubringen. (siehe auch Hinweise 

zum Artenschutz Nr. 8) 

10.13 Zuordnung von Maßnahmen zum Ausgleich – Ökokonto – (§9 (1a) S.2 BauGB)       

(siehe Umweltbericht friedemann landschaftsarchitekten vom 29.02.2024)        

Zum vollständigen Ausgleich des verbleibenden Defizites in Höhe von 121.340 Ökopunkten werden 

Ökopunkte in entsprechender Höhe aus dem Ökokonto der Stadt Tettnang von der Ökokontofläche 

Nr. 25 „Am Fischweiher“, Obereisenbach Flst.-Nr. 1155/0 zugeordnet. 

VORKEHRUNGEN ZUM SCHUTZ GEGEN SCHÄDLICHE UMWELTEINWIRKUNGEN  

§ 9(1) 24 BauGB 

Zum Schutz vor dem auf das Plangebiet einwirkenden Verkehrslärm sind baulich- technische Vor-

kehrungen des passiven Schallschutzes zu treffen (siehe auch schalltechnische Stellungnahme BS 

Ingenieure, Ludwigsburg vom 16.06.2021). 

a) Im Zuge des Baugenehmigungsverfahrens muss bei Neubau- und Umbaumaßnahmen sowie bei 

Nutzungsänderungen bei Schlaf-, Aufenthalts- und Büroräumen ein ausreichender baulicher Schall-

schutz berücksichtigt werden.  

 

Hinweis: Im Lageplan sind die Gebäudeseiten gekennzeichnet, die mit maßgeblichen Außenlärmpe-

geln des Lärmpegelbereiches (LPB) III beaufschlagt sind. Der angegebene Lärmpegelbereich (nach 

DIN 4109-1:2016-07) bezieht sich auf die maximal zu erwartenden Außenlärmpegel aus dem Ver-

kehrslärm über die jeweilige Fassade. Die maximalen Pegel liegen zumeist im 1. Obergeschoss an. 
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Die erforderlichen Schalldämmmaße der Außenbauteile (erf. R’w,res) sind auf Basis der DIN 4109 

‚Schallschutz im Hochbau‘ fachtechnisch nachzuweisen. 

Von den Festsetzungen kann ausnahmsweise abgewichen werden, wenn im bauordnungsrechtli-

chen Verfahren ein entsprechender fachlicher Nachweis erbracht wird (z.B. geringere maßgebliche 

Außenlärmpegel, veränderte Anforderungen aufgrund der Raumnutzungsart). 

B. HINWEISE 

1. Bodenschutz / Altlasten 

Auf die Pflicht zur Beachtung der Bestimmungen des Bodenschutzgesetzes und den schonenden und 

sparsamen Umgang mit Grund und Boden (§1a BauGB) wird hingewiesen. Bodenaushub und Bodenver-

siegelungen sind auf das notwendige Maß zu begrenzen. In den nicht zur Bebauung vorgesehenen Berei-

chen sind Bodenverdichtungen zu vermeiden. Anfallender überschüssiger Erdaushub ist nach Möglichkeit 

im Baugebiet wieder zu verwenden. Der Baubetrieb ist so zu organisieren, dass betriebsbedingte unver-

meidliche Bodenbelastungen auf das engere Baufeld beschränkt bleiben. Im Bereich unbebauter Flächen 

sind ggf. eingetretene Verdichtungen nach Ende der Bauarbeiten zu beseitigen z.B. durch Tiefenlockerung 

und Ersteinsaat mit tiefwurzelnden Pflanzen.  

Im Gebiet befindet sich die Altablagerung Ramsbach (Obj. Nr. 1751). Es liegt eine orientierende Erkundung 

der Altablagerung vor (Berghof – BPU Umweltengineering, Weingarten 05/1997 und 10/2000). Gemäß den 

Untersuchungsergebnissen aus dem Jahr 2000 lagen keine Prüfwertüberschreitungen im Wirkungspfad 

Boden – Grundwasser vor. Es wurden jedoch Überschreitungen der Ammonium Orientierungswerte fest-

gestellt. Aus Sicht des Gutachters bestand damals kein Handlungsbedarf hinsichtlich der Schutzgüter 

Grundwasser, Luft und Boden. Es ist allerdings eine Beeinflussung des Ramsbaches möglich. Entspre-

chende Belastungen des Sickerwassers im Abstrom der Auffüllung konnten jedoch zum damaligen Zeit-

punkt nicht festgestellt werden.  

Im Dezember 2020 wurde ein ergänzendes Baugrund– und Altlastengutachten (Kugel, Schlegel, Wunde-

rer) vorgelegt. Es dient der Eingrenzung und Gefährdungsabschätzung der im Gebiet vorhandenen Auffül-

lungen, Angaben zur Versickerungsfähigkeit. Der Bereich der Altablagerung wurde fachtechnisch neu ein-

gegrenzt. Ebenfalls wurde der Bodenaufbau in den an die Altablagerung angrenzenden Baufeldern erkun-

det. Als Ergebnis von Deponiegasmessungen deutete das Vorkommen von Methan und Kohlendioxid auf 

eine Beteiligung von organischen Materialien an den Auffüllungen bei inhomogener Verteilung hin. Es wur-

den lediglich Spuren von Gasen, die möglicherweise aus Lösemitteln stammen können, festgestellt. 

Aufgrund der Nutzung des Plangebiets für den Intensivanbau verbunden mit dem Einsatz von Spritzmitteln, 

ist mit Bodenbelastungen zu rechnen. Es liegen eine Fortschreibung des Bodenverwertungskonzepts 

(Gutachten Nr. 20/021/03/tk vom 02.03.2021 sowie ein Baugrund- und Altlastengutachten vom 18.12.2020 

vor (Kugel, Schlegel, Wunderer, Beratende Geologen Ravensburg). Danach weist der Oberboden im Be-

reich des Intensivobstbaus und des Hopfengartens eine deutliche Belastung mit dem Spritzmittelbestand-

teil Kupfer auf. Darüber hinaus wurden in den betreffenden Teilbereichen Belastungen mit Organochlorpes-

tiziden ermittelt. Verunreinigtes Erdmaterial ist entsprechend den abfall- und bodenschutzrechtlichen Best-

immungen zu verwerten bzw. zu entsorgen. Eine Verwertung der betreffenden Böden zur Aufbringung auf 

landwirtschaftlichen Folgenutzungen bzw. zur Herstellung von durchwurzelbaren Bodenzonen scheidet 

aus. Im Gutachten wird der zu verwertende Boden je nach den festgestellten Schadstoffgehalten verschie-

denen Einbaukonfigurationen zugeordnet und vorklassifiziert. Die Zuordnungswerte Z0 bis Z2 stellen die 

Obergrenze bei der Verwendung von Boden im Erd-, Straßen-, Landschafts- und Deponiebau sowie bei 

der Verfüllung von Baugruben und Rekultivierungsmaßnahmen dar. In den Beprobungsfeldern 2 bis 6 (sie-

he Gutachten) werden die Schadstoffwerte für die Zuordnungsklasse Z2 in den entnommenen Mischpro-

ben des Oberbodens bzw. in den unterlagernden Horizonten (bis zu einer Tiefe von 0,6m) teilweise nicht 

eingehalten. Die Böden, die über die Zuordnungsklasse Z0 hinaus mit Schadstoffen verunreinigt sind, 

müssen anhand von Haufwerksbeprobungen abschließend klassifiziert werden.  

Das Bodenverwertungskonzept (Kugel, Schlegel, Wunderer 03/2021) verfolgt das Ziel entsprechend den 

geltenden bodenrechtlichen Bestimmungen möglichst viel Bodenmaterial im Plangebiet zu belassen. Es 

werden zunächst die Bereiche definiert, in denen Aushubmaterial (Terrassensedimente und teilweise be-

lasteter Unterboden) abgetragen bzw. aufgebracht wird. Ein Großteil des Aushubs entsteht im Bereich der 

künftigen Tiefgaragen. Ein Teil des belasteten Unterbodens kann nach Sicherung des vorhandenen 

Oberbodens auf die Deponiefläche aufgebracht werden und zur Modellierung verwendet werden. Ein ge-

ringerer Teil dieses Aushubs kann als Unterbau von geplanten Verkehrsflächen dienen oder im Randbe-

reich der Bebauung aufgebracht werden. Außerhalb der Baufelder und insbesondere im Bereich der Depo-
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nie sind Bodenaufträge bis max. 1,5 m vorgesehen. Die Belastungen der aufgetragenen Böden stellen kei-

ne Gesundheitsgefährdung dar (s. 1. Fortschreibung Bodenverwertungskonzept). Vorsorglich sollen die als 

Kinderspielflächen genutzten Areale mit unbelastetem Boden in einer Schichtstärke von 35 cm abgedeckt 

werden. 

Bei allen Baumaßnahmen mit Eingriffen in den Untergrund ist die untere Bodenschutz- und Altlastenbehör-

de zwingend im Genehmigungsverfahren zu beteiligen. Sollte eine Beteiligung im Verfahren gesetzlich 

nicht vorgesehen sein, ist mit den Bauantragsunterlagen eine Bestätigung der Behörde vorzulegen, dass 

die Bauantragunterlagen geprüft werden konnten und die Vorgehensweise hinsichtlich der bodenschutz- 

und abfallrechtlichen Anforderungen beim Eingriff in den Untergrund (Altablagerung) mit der Behörde ab-

gestimmt wurden.  
 

Abfallverwertung 

Bei Bauvorhaben, bei denen jeweils oder in Kombination mehr als 500 m³ Erdaushub anfallen, bei verfah-

renspflichtigen Abbruchmaßnahmen, sowie bei einer verfahrenspflichtigen Baumaßnahme, die einen Teil-

abbruch umfasst, ist der Baurechtsbehörde im Rahmen des Verfahrens ein Abfallverwertungskonzept nach 

§ 3 Abs. 4 Landes-Kreislaufwirtschaftsgesetz (LKreiWiG) vorzulegen und durch die untere Abfallrechtsbe-

hörde zu prüfen. 

2. Baugrund / Boden 

Es liegt ein Baugrund- und Altlastengutachten vor (Kugel/Schlegel/Wunderer 18.12.2020). Darin sind An-

gaben für Gründungen unterhalb und außerhalb von Auffüllkörpern sowie zur Herstellung der Baugrube 

und zur Bauwerksabdichtung enthalten.  

Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am LGRB vorhandenen Geodaten im Verbreitungsbereich 

von Hasenweiler Schottern. Randlich können Hasenweiler-Beckensedimente und Holozäne Abschwemm-

massen auftreten. Mit lokalen Auffüllungen vorangegangener Nutzungen, die ggf. nicht zur Lastabtragung 

geeignet sind, ist zu rechnen. Mit einem kleinräumig deutlich unterschiedlichen Setzungsverhalten des Un-

tergrundes im Bereich der Hasenweiler-Beckensedimente ist zu rechnen. Mit einem oberflächennahen sai-

sonalen Schwinden (bei Austrocknung) und Quellen (bei Wiederbefeuchtung) im Bereich der Holozänen 

Abschwemmmassen ist zu rechnen. 

Die Im Nordosten geplante Versickerungsanlage befindet sich über einer Zone oberflächennah anstehen-

der gering durchlässiger Beckenschluffe. Die Einrichtung muss entsprechend dimensioniert werden. 

Im Nordwesten befindet sich ein Bereich wenig durchlässiger Auffüllungen. Seitliche Austritte von aufge-

stautem Niederschlagswasser in die Böschung sind zu vermeiden.  

Zur Erkundung objektbezogener Baugrundeigenschaften wird bei konkreten Baumaßnahmen empfohlen, 

ein geotechnisches Gutachten mit Beschreibung der Baugrundschichtung, der Bodenkennwerte und der 

Grundwasserverhältnisse erstellen zu lassen.  

3. Belange des Brandschutzes 

Die Feuerwehr Tettnang, Abteilung Stadt, verfügt über ein eigenes Hubrettungsfahrzeug, welches inner-

halb der fachtechnisch erforderlichen Zeit für Maßnahmen zur Menschenrettung bis zu deren technischen 

Einsatzgrenzen zum Einsatz gebracht werden kann. Insofern kann der zweite Rettungsweg nach LBO im 

Regelbau gestellt werden. Dies setzt allerdings entsprechende Aufstellfläche sowie die zugehörigen Zu-

fahrten nach § 2 LBOAVO sowie VwV Feuerwehrflächen voraus. Für Sonderbauten (z. B. Kindergarten) 

und in Abhängigkeit der Nutzung kann die Forderung nach weiteren baulichen Rettungswegen entstehen. 

Die Installation von Überflurhydranten wird ausdrücklich empfohlen. 

4. Schmutzwasser- und  Regenwasserableitung, Belange des Grundwasserschutzes 

Es liegt eine Entwässerungskonzeption des Büros RSI, Ummendorf vor. In der Jahnstraße und in der 

Ravensburger Straße befinden sich Leitungen zur Wasserversorgung und Kanäle zur Abwasserentsor-

gung. Das häusliche Schmutzwasser kann dort eingeleitet werden. Das anfallende Schmutzwasser wird 

über Freispiegelkanäle den öffentlichen Mischwasserkanälen zugeführt. Im Plangebiet werden zusätzliche 

Kanäle in den öffentlichen und privaten Verkehrsflächen erstellt. Die Bauflächen der Flst.Nr. 551 und 551/2 

sollen unabhängig von den übrigen Bauflächen erschlossen werden. Dies bedeutet, dass die Entwässe-

rung der Untergeschosse der Flächen WA1 und WA3 teilweise mit Pumpen erfolgen muss. 
 

Bei Tiefgaragen ist der Boden wasserundurchlässig auszuführen. Tiefgaragen sind so herzustellen, dass 

ein Versickern von Löschwasser oder von Flüssigkeiten, die von den dort parkenden Kraftfahrzeugen ab-

tropfen, in den Untergrund ausgeschlossen ist. 
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Die Weiternutzung von Regenwasser oder dessen Rückführung in den natürlichen Wasserkreislauf ist an-

zustreben. Möglichkeiten zur Reduzierung der Abflussmengen auf den Grundstücken sind die Rückhaltung 

und / oder oberirdische Versickerung vor Ort. Es liegt ein Entwässerungskonzept (RSI Rapp+Schmid Infra-

strukturplanung) vor. Danach wird das anfallende Niederschlagswasser nach Vorreinigung durch die beleb-

te Bodenschicht versickert. Die Vorreinigung kann auch über leistungsfähige Gründächer erfolgen.  

Mit Rücksicht auf die Minimierung des Metallgehaltes im Niederschlagswasser und den Gewässerschutz 

sollten unbeschichtete Metalle (Kupfer, Zink, Titanzink, Blei) bei flächigen Dacheindeckungen, Verwahrun-

gen, Dachrinnen oder Fallrohren vermieden werden. Diese Materialien erhöhen den Gehalt an Schwerme-

tallen im Dachabfluss. Gewässerschonendere Alternativmaterialien sind Aluminium, beschichtetes Zink 

und Kunststoffe.  Auf Flächen, die an die Regenwasseranlagen angeschlossen sind, ist eine Verunreini-

gung des Niederschlagswassers zu vermeiden. Es dürfen keine Handlungen vorgenommen werden, die 

mit dem Anfall von Abwasser verbunden sind (z.B. Waschen von Fahrzeugen, Biozidanwendung etc).  

Regenwasser darf nicht durch belasteten Boden versickert werden, um eine Belastung des Grundwassers 

auszuschließen. Der Nachweis über die ordnungsgemäße Abwasserbeseitigung ist im Rahmen der Bau-

genehmigung (Entwässerungsgesuch und Wasserrechtsverfahren) zu erbringen. Hierzu sind entsprechen-

de Planunterlagen rechtzeitig beim Landratsamt, Amt für Wasser- und Bodenschutz, einzureichen. 
 

Die Anlagen zur Sammlung, Versickerung, Retention und Ableitung des Niederschlagswassers sind ent-

sprechend dem Stand der Technik zu bemessen, herzustellen und zu betreiben. Die dauerhafte Funktions-

fähigkeit der privaten Anlagen zur Sammlung, Retention und Ableitung des Niederschlagswassers ist durch 

den Grundstückseigentümer sicherzustellen. Eine Versickerung in oder im Umfeld der Altablagerungen ist 

nicht zulässig. In Bereichen, in denen gezielt Wasser versickert wird, ist die Verwendung von Baustoffre-

cyclingmaterial und der Wiedereinbau von Böden mit erhöhten Schadstoffgehalten nicht zulässig. 
 

5. Belange des Denkmalschutzes 

Aus dem Plangebiet liegen bisher keine Hinweise auf archäologische Fundstellen vor, allerdings sind diese 

auch nicht auszuschließen. Das Plangebiet befindet sich in einem Gelände mit allgemeiner Siedlungsgunst 

in der Nähe zu einem Fließgewässer. Bei Erdarbeiten können vorgeschichtliche und mittelalterliche ar-

chäologische Zeugnisse zutage treten. Aufgrund der Bachnähe ist sogar mit besonderen Erhaltungsbedin-

gungen nämlich der Feuchterhaltung von Hölzern und organischen Resten zu rechnen. Zur Erhöhung der 

Planungssicherheit empfehlen wir, archäologische Prospektionen des Untergrundes durch Baggersonda-

gen mit Humuslöffel unter Aufsicht des LAD (Landesamt für Denkmalpflege im Regierungspräsidium Stutt-

gart) im Plangebiet durchzuführen. Die Kosten hierfür sind vom Vorhabenträger zu übernehmen.  

Der Beginn von Erdarbeiten ist mit dem Landesdenkmalamt terminlich abzustimmen, um eine archäologi-

sche Baubegleitung zu ermöglichen. Kontakt: Landesamt für Denkmalpflege im Regierungspräsidium 

Stuttgart (Ref. 84.2 Regionale Archäologie) julia.goldhammer@rps.bwl.de  Tel 07735-93777-126 oder 

richard.vogt@rps.bwl.de    

Sollten im Zuge von Erdarbeiten archäologische Fundstellen (z. B. Mauern, Gruben, Brandschichten) an-

geschnitten oder Funde gemacht werden (z. B. Scherben, Metallteile, Knochen) ist das Landesamt für 

Denkmalpflege im Regierungspräsidium Stuttgart, unverzüglich zu benachrichtigen. Auf § 20 Denkmal-

schutzgesetz (zufällige Funde) wird verwiesen. 

6. Versorgungseinrichtungen und -leitungen 

Vor Beginn jeglicher Bauarbeiten ist bei den Versorgungsträgern der aktuelle Leitungsbestand zu erheben. 

Eine etwaige Verlegung bestehender Leitungen geht zu Lasten des Veranlassers. 

§ 126 BauGB regelt u.a. die Duldungspflicht der Grundstückseigentümer gegenüber von Haltevorrichtun-

gen und Leitungen für Beleuchtungskörper der Straßenbeleuchtung auf seinem Grundstück. Die Versor-

gungsträger sind berechtigt, auf den Anliegergrundstücken Straßenbeleuchtungsmasten, Verteilerkästen 

von Fernmeldeanlagen u.ä. Anlagen sowie erforderlichen Hinterbeton für Begrenzungssteine und vorläufi-

ge Böschungen hinter der Straßenbegrenzungslinie zu erstellen. 

7. Pflanzlisten / Pflanzgebote 

Folgende Laub-Baumarten werden für Gehölzpflanzungen empfohlen. Sträucher und Formgehölze (z.B. 

Kugelahorn, Kugelrobinie oder Formschnitte) erfüllen das Pflanzgebot nicht. Aufgrund der Nähe zu Inten-

sivobstanlagen ist bei der Pflanzung darauf zu achten, dass keine Arten verwendet werden, die als Wirts-

pflanzen für die Feuerbrandkrankheit gelten, wie z.B. Felsenbirne, Feuerdorn, Lorbeermistel, Mehlbeere, 

mailto:marie-claire.ries@rps.bwl.de
mailto:richard.vogt@rps.bwl.de


BEBAUUNGSPLAN  „JAHNSTRASSE  NORD“                                                                        TEXTLICHER TEIL Seite 8 
Ergänzendes Verfahren gem. §215a BauGB i.V.m. 214 BauGB 

 

kienzle vögele blasberg GmbH    Architekten/Stadtplaner Eugenstraße 75     88045 Friedrichshafen 

 

Eberesche, Weißdorn und Zwergmispel. Im Bereich von Kinderspielplätzen sollen giftige Arten wie Goldre-

gen, Pfaffenhütchen, Seidelbast und Stechpalme nicht verwendet werden.  

 

Durch ausreichend große Baumscheiben wird die Lebensfähigkeit der Bäume gewährleistet. Der Pflanzab-

stand von Versorgungsleitungen soll mind. 2,5 m betragen. Bei geringeren Abständen sind Vorkehrungen 

(Rohrummantelung, humusfreier Mineralboden) zum Schutz vor Baumwurzeln erforderlich. Bei Baum-

pflanzungen entlang der Erschließungsstraße ist das erforderliche Lichtraumprofil zu beachten. Die Pflanz-

gebote sind spätestens 1 Jahr nach Fertigstellung der Baumaßnahmen vorzunehmen. 

Laubbaum 1. Ordnung (mittel-großkroniger Baum) 

Pflanzqualität: H mB, StU 16-18 cm 

• Acer platanoides – Spitz-Ahorn 

• Acer pseudoplatanus – Berg-Ahorn 

• Populus nigra – Schwarzpappel 

• Quercus robur – Stiel-Eiche 

• Tilia cordata – Winterlinde 
 

 

8. Belange des Artenschutzes 

Allgemein gilt, dass Gebäude und vorhandene Vegetation von wildlebenden Tieren als Quartier und Nah-

rungsraum genutzt werden können. Die Verbotsregeln des Artenschutzes (§ 39 und §44 Bundesnatur-

schutzgesetz: Schädigungsverbot, Störungsverbot, Tötungsverbot wildlebender Tiere, Zerstörung von Le-

bensstätten etc.) sind zu beachten und unmittelbar geltendes Recht.  

Bei der Bauplanung und –Durchführung der Einzelbauvorhaben (Abriss, Sanierung, Neubau) ist ein arten-

schutzkonformes Vorgehen sicherzustellen. 

Es liegt eine Habitatanalyse mit artenschutzrechtlicher Beurteilung vor (Luis Ramos 23.11.20/10/2021). 

Durch Beachtung der folgenden Hinweise können Verstöße gegen artenschutzrechtliche Bestimmungen 

und Verbotstatbestände bei der Bauausführung vermieden werden: 

- Die Entnahme von Gehölzen, die für Vögel als Nistplatz geeignet sind muss außerhalb der Brutzeit erfol-

gen. Baufeldfreimachungen, Gebäudesanierungen bzw. -abrisse oder Baumrodungen sind in den Win-

termonaten (01.10.-29.02.) durchzuführen.  

- In den landwirtschaftlich genutzten Bestandsgebäuden an der Jahnstraße wurden im Rahmen des Arten-

schutz-Fachbeitrags (L. Ramos 11/20 und 10/2021) Quartiere von Fledermäusen (Braunes Langohr u.a.) 

und gebäudebrütenden Vögeln nachgewiesen. Vor einem geplanten Gebäudeabriss (dieser ist in den 

nächsten 5-10 Jahren nicht vorgesehen) ist durch qualifiziertes Fachpersonal (mit entsprechendem zeitli-

chen Vorlauf) eine Nachuntersuchung auf diese Tiere vorzunehmen. Im Falle evtl. angetroffener Brutvö-

gel oder Fledermausquartiere müssen evtl. vorgezogene Maßnahmen zur Erhaltung der ökologischen 

Funktionen und zur Sicherung des Erhaltungszustandes der betroffenen Tierpopulationen durchgeführt 

werden. Eine Nutzung der Ersatznistkästen an den Gebäuden WA1, WA3, WA4 und WA7 muss vor Ab-

riss des Gebäudes nachgewiesen werden. Zur Umsetzung einer Schutzkonzeption und Gewährleistung 

der Wirksamkeit der Maßnahmen sind eine ökologische Baubegleitung und die Abstimmung mit der unte-

ren Naturschutzbehörde beim Landratsamt notwendig. 

- Zur Verbesserung des Angebotes und Verbesserung der ökologischen Funktionen im Plangebiet (Brut-

plätze für Vögel und Fledermausquartiere) sind 20 geeignete Nistkästen an Gebäuden und Baumen an-

zubringen (Mindesthöhe 4 m auf der Wetterabgewandten Seite und ost- bzw. südostexponiert).  

Um den Erhaltungszustand der angetroffenen Fledermäuse (Braunes Langohr etc.) im Bereich des Tett-

nanger Siedlungsraums nicht zu verschlechtern, müssen verlorengehende Quartiere ersetzt werden. Die 

aufzuhängenden Fledermauskästen (Spalten- und Höhlenquartiere aus Holzbeton oder Ganzjahres- und 

Großraumquartiere z.B. 1WQ Fa. Schwegler) müssen in den lichtärmeren Bereichen insbesondere am 

Nordrand des Plangebietes und als Ersatzquartiere für verlorengehende Quartiere im WA4 geschaffen 

werden. An Gebäuden eignen sich aufgesetzte Flachkästen oder Einbausteine oder geeignete Holzver-

schalungen im Dachbereich oder an Fassaden. Damit wird das Angebot an Spaltenquartieren am Tobel-

rand und an den Neubauten verbessert. Alternativ könnte auch ein spezielles Wochenstubenquartier in 

Form von einem nicht ausgebauten Dachstuhl (quasi freie Dachhaut und Lattung) mit Einflugmöglichkei-

ten und als Kaltdach geschaffen werden oder auch solche Dachstühle im Umfeld wieder zugänglich ge-

Laubbaum 2. Ordnung (kleinkroniger Baum)  

Pflanzqualität: H mB, StU 14-16cm 

• Acer campestre – Feldahorn 

• Carpinus betulus – Hainbuche 

• Cornus mas – Kornelkirsche 
 

  Hochstamm – Obstbaumarten 

• (Äpfel, Birnen, Zwetschgen, Kirsche, Walnuss) 
Es sind regionaltypische Sorten zu bevorzugen.  
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macht werden. Eine jährliche Kontrolle muss die Nutzung durch Langohren dokumentieren. Die Quartiere 

müssen mit Beteiligung einer ökologischen Baubeteiligung positioniert und angebracht werden.  

- Das gesetzlich geschützte Biotop ‚Ramsbach und begleitende Vegetation‘ inklusive der Habitatbaumbe-

stände (Bruthöhlen für Vögel und Fledermausquartiere) unmittelbar nördlich des Plangebietes müssen in 

ihrer ökologischen Funktion erhalten bleiben. Evtl. Verkehrssicherungsmaßnahmen im Biotop dürfen nur 

in Abstimmung mit der unteren Naturschutzbehörde durchgeführt werden. Zum Schutz des Biotops ist ei-

ne geeignete Einfriedung (z.B. Holzstaketenzaun mind. 1-1,2 m hoch, Bodenabstand mind. 15 cm zur Si-

cherstellung der Durchlässigkeit für Kleinsäuger zu errichten. Eine weitere Deponierung von Gartenabfäl-

len usw. im Bereich des Biotopes muss vermieden werden. Der vorhandene Müll ist zu entfernen. 

- Insektenschonende Außenbeleuchtungen.  

Nachtaktive Insekten und Vögel können von künstlichen Lichtquellen gestört oder getötet werden. Fle-

dermäuse benötigen lichtfreie Jagdräume. Im Rahmen der Genehmigungsplanung ist ein Beleuchtungs-

konzept zu erstellen, das Lichtemissionen vermeidet und die Anforderungen an den Insekten- und Vogel-

schutz sowie lichtscheuer Fledermausarten und deren Flugkorridore berücksichtigt (siehe Artenschutz-

gutachten L. Ramos 11/2020 ergänzt 10/2021). Das Beleuchtungskonzept ist mit der unteren Natur-

schutzbehörde abzustimmen.  

In der Bauausführung und im Rahmen der Anwendung sind folgende technische Eigenschaften zu be-

rücksichtigen: Außenleuchten sind insektendicht geschlossen; die Oberflächentemperatur bleibt unter 

60°C; die Leuchten besitzen einen engen Abstrahlwinkel nach unten und strahlen nicht in die freie Land-

schaft, insbesondere darf keine Lichtabstrahlung in das nördlich gelegene Ufergehölz erfolgen; insekten-

schonende und naturverträgliche Leuchtmittel strahlen nur geringe UV- und Blauanteile ab, geeignet sind 

z.B. warmweiße LEDs mit Farbtemperaturen unter 3000K. Es ist auf kurze Betriebszeiten zu achten, 

Dauerbeleuchtungen können durch Bewegungsmelder vermieden werden; Abschaltung bei Nichtge-

brauch. Das Beleuchtungsniveau ist nach dem erforderlichen Mindestmaß auszurichten.  

- Um Beeinträchtigungen durch Photovoltaikanlagen auf die wildlebende Tierwelt durch Lichtreflexionen zu 

vermeiden, dürfen deren Oberflächen nicht spiegelnd sein und nur geringe Anteile von polarisiertem Licht 

in die Umgebung reflektieren (max. 6% Reflexion/ 3% je Solarseite. Elemente aus mattem Strukturglas 

besitzen gegenüber Floatglas deutliche Vorteile. 

- Bauliche Vorkehrungen gegen Vogelschlag. Zur Vermeidung von Kollisionen an den (insbesondere land-

schaftszugewandten) Glasfronten der Gebäude sollen größere Glasflächen vogelschonend ausgeführt 

werden. Gläser mit geringer Außenreflexion mindern die Gefahr von Vogelschlag, müssen aber durch zu-

sätzliche Maßnahmen ergänzt werden. Glasfronten sind z.B. durch Holzlamellen oder geeigneten Auf-

drucken für Vögel sichtbar zu machen. Weitere Hinweise zu geeigneten Schutzmaßnahmen geben z.B. 

die Länderarbeitsgemeinschaft der Vogelschutzwarten (Vermeidung von Vogelverlusten an Glasschei-

ben) sowie der Senat von Berlin und die Schweizer Vogelschutzwarte Sempach (Vogelfreundliches Bau-

en mit Glas und Licht).  

- Während Bauarbeiten sind gem. DIN 18920 zum Schutz von Bäumen Sicherungsmaßnahmen für 

Stamm, Krone und Wurzeln zu treffen. Die festgesetzten Grünflächen dürfen nicht als Lagerfläche ge-

nutzt werden. 

9. Belange des Immissionsschutzes 

Das Plangebiet ist durch Lärm (Jahnstraße als Wohnsammelstraße) vorbelastet. Die Orientierungswerte 

der DIN 18005 (Schallschutz im Städtebau) werden an den lärmzugewandten Fassaden geringfügig über-

schritten. Im Rahmen der Baugenehmigung müssen adäquate Vorkehrungen bzgl. des Schalldämmmaßes 

der Außenbauteile nachgewiesen werden. Die Konkretisierung erfolgt bei genauer Kenntnis der Nutzungs-

art, des Fensterflächenanteils und der Bauausführung etc. nach VDI 2719 und DIN 4109 ‚Schallschutz im 

Hochbau‘. Für Schlaf- und Aufenthaltsräume, bei denen ein nächtlicher Außenlärmpegel von über 45 dB(A) 

anliegt, können schallgedämmte Lüftungseinrichtungen erforderlich werden, um ein Öffnen der Fenster 

entbehrlich zu machen. 

10. Belange der Forstwirtschaft 

Im Bebauungsplan ist der Gefahrenbereich des Waldes (30 m Waldabstand) dargestellt. Gebäude (auch 

Nebengebäude) dürfen in diesem Bereich aus Sicht des Forstamtes im Sinne der Gefahrenabwehr, Siche-

rung der ordnungsgemäßen Waldbewirtschaftung und der Waldfunktionen (Biotopschutz etc.) nicht zuge-

lassen werden. Entgegen den Bedenken des Forstamtes soll im Bebauungsplan ein verringerter Waldab-

stand zugelassen werden, da Leben und Gesundheit von Personen nicht gefährdet sind und die ordnungs-
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gemäße Bewirtschaftung des Waldes gewährleistet bleibt. Die Gebäude müssen der Gefahrensituation 

entsprechend statisch dimensioniert werden. Die Grundstückseigentümer müssen den angrenzenden 

Waldbesitzern einen Haftungsverzicht garantieren. 

11. Höhenangaben 

Bis zum Jahr 1992 wurde als Höhenangabe m ü.NN verwendet. Dies wurde vom Deutschen Haupthöhen-

netz (DHHN) abgelöst. Seit Juli 2017 ist das DHHN2016 (m ü. NHN Normalhöhennull) eingeführt. Es wird 

schrittweise umgesetzt. Die Abweichungen betragen nur wenige Zentimeter, sodass diese im Rahmen der 

Bauleitplanung vernachlässigbar sind. Die zulässigen Wand- und Firsthöhen werden dezimetergenau fest-

gesetzt (z.B. 413,5 m ü. NHN).  
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C. ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN GEM. § 74 LBO 
 

für das Gebiet  „Jahnstraße Nord“   Stadt Tettnang 
 

Verstöße gegen die nach § 74 Abs. 1 und 2 LBO erlassenen örtlichen Bauvorschriften Nr. 1 und 2  (Äußere 

Gestaltung baulicher Anlagen, Gestaltung der unbebauten Flächen) werden gemäß § 75 Abs. 2 und 3 LBO als 

Ordnungswidrigkeit behandelt.   

1. Äußere Gestaltung baulicher Anlagen    § 74 (1) Nr. 1  LBO) 

1.1 Fassade – Material und Farbe 

Zur Gestaltung der Fassaden sind grelle Farben und Leuchtfarben sowie glänzende Flächen (aus-

genommen Fensterflächen) unzulässig.  

Abweichende Materialien und Farben sind nur bei untergeordneten Bauteilen zulässig.  

Solarfassaden bzw. Fassaden aus Solarelementen sind zulässig.  

1.2 Dachform / Dachneigung / Dachaufbauten 

Es sind nur Flachdächer zulässig. Abweichende Dachformen und Dachneigungen sind für unterge-

ordnete Bauteile zulässig.  

Im WA1 und WA2 sind auch Schrägdächer mit Dachneigungen < 25° zulässig.  

Dachgaupen, Widerkehre oder Zwerchgiebel sind nicht zulässig. 

1.3 Dachdeckung / Farbgebung 

Die Dachdeckungen sind aus nicht reflektierenden Materialien herzustellen.  

Flachdächer sind zu begrünen. 

Dachterrassen und Anlagen zur Sonnenenergienutzung sind zulässig.  

2. Anforderungen an die Gestaltung unbebauter Flächen und  Einfriedigungen  

§ 74(1) Nr. 3 LBO 

2.1 Geländeauffüllungen sowie Stützmauern sind nur zulässig bis max. 1,0 m in Bezug auf das Be-

standsgelände. 

2.2 Entlang der öffentlichen Verkehrsflächen ist die zulässige Höhe der Einfriedigungen (z.B. Zäune) auf 

max. 0,8 m über der angrenzenden Verkehrsfläche begrenzt.  

 

 

 

 

 

 

 

 

Örtliche Bauvorschriften 

aufgestellt:       Tettnang, den 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
................................................................  ............................................................... 
KIENZLE  VÖGELE  BLASBERG GmbH  R. Rist, Bürgermeisterin 
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BEGRÜNDUNG zum ergänzenden Verfahren gem.§215a i.V.m. § 214 BauGB 

1. Anlass der Planung 
 

Mit dem Bebauungsplan „Jahnstraße Nord“ wurde die planungsrechtliche Grundlage für die Er-
schließung eines Wohngebiets am Nordrand der Innenstadt von Tettnang und am Südrand des 
angrenzenden Ortsteils Bechlingen geschaffen. Der Bebauungsplan ermöglicht die Entwicklung 
eines Wohngebiets für den Bedarf sowohl an Mehrfamilienhäusern als auch an familiengerechten 
Einfamilien- und Reihenhausbaugrundstücken. 
 
Seit Mai 2017 bestand nach § 13b BauGB die Möglichkeit zur Erschließung von Außenbereichs-
flächen ohne Umweltprüfung, deren Grundfläche kleiner als 10.000 m² ist und die an im Zusam-
menhang bebaute Ortsteile anschließen. Das Verfahren zur Aufstellung des Bebauungsplans 
„Jahnstraße Nord“ wurde mit dem Aufstellungsbeschluss am 04.12.2019 förmlich eingeleitet. Auf 
Grundlage des § 13b BauGB erfolgte das Aufstellungsverfahren für den Bebauungsplan ohne 
Umweltprüfung. Der Bebauungsplan wurde am 23.11.2022 als Satzung beschlossen und durch 
ortsübliche Bekanntmachung am 07.12.2022 in Kraft gesetzt. 
 
Mit einem Grundsatzurteil vom 18.07.2023 hat das Bundesverwaltungsgericht (BVerwG) ent-
schieden, dass § 13b BauGB (beschleunigtes Bebauungsplanverfahren für Wohngebiete im sied-
lungsnahen Außenbereich) nicht mit EU-Recht vereinbar ist und Freiflächen außerhalb des Sied-
lungsbereichs einer Gemeinde nicht überplant werden dürfen. Wegen des Vorrangs von EU-
Recht darf § 13b BauGB nicht mehr angewendet werden. Der Mangel der unterlassenen Um-
weltprüfung stellt ein Verfahrensfehler dar, der zur Gesamtunwirksamkeit des Bebauungsplans 
führen kann.  
Mit Änderung des BauGB zum 20.12.2023 hat der Gesetzgeber durch den neu eingeführten § 
215a BauGB geregelt, wie begonnene Verfahren nach dem vormaligen § 13b BauGB fortgeführt 
bzw. wie bereits abgeschlossene Verfahren, die aufgrund der fehlenden Umweltprüfung an ei-
nem beachtlichen Fehler leiden, geheilt werden können.  
Im Bebauungsplanverfahren „Jahnstr. Nord“ kann durch ein ergänzendes Verfahren mit Durch-
führung einer Umweltprüfung der Mangel des Verfahrens geheilt werden. 
 
Die Stadt Tettnang hält an der Erschließung des Baugebiets „Jahnstraße Nord“ fest und ent-
schied sich dafür die Umweltprüfung nach § 2 Abs.4 BauGB für den Geltungsbereich des Bebau-
ungsplans nachzuholen. Um das Fehlen der Umweltprüfung samt Eingriffsregelung nach 
§ 1a (3) BauGB zu beheben, wird von der Möglichkeit des §215a BauGB i.V.m. § 214 BauGB 
Gebrauch gemacht und der Bebauungsplan im Rahmen eines ergänzenden Verfahrens geheilt. 
 

2. Verfahren 
 

Die Urfassung des Bebauungsplans „Jahnstraße Nord“ wurde am 23.11.2022 beschlossen. 
Durch ortsübliche Bekanntmachung am 07.12.2022 ist der Bebauungsplan in Kraft getreten.  
 
Zur Behebung des Fehlens der Umweltprüfung wird der Umweltbericht als gesonderter Teil der 
Begründung beigefügt und die zur vollständigen Kompensation des Defizits notwendige Zuord-
nung von Ökopunkte aus dem Ökokonto der Stadt Tettnang im Bebauungsplan festgesetzt. Die 
Grundzüge der Planung und der Kern der ursprünglichen Abwägungsentscheidung sind hiervon 
nicht betroffen. Die Identität des Bebauungsplans bleibt gewahrt. 
 
Auf die Durchführung eines vollständigen neuen Planungsverfahrens zur Behebung des Fehlers 
wird verzichtet. Die Behebung des konkreten Fehlers erfolgt dadurch, dass die Stadt die fehler-
hafte Verfahrenshandlung im Rahmen des ergänzenden Verfahrens nach §215a BauGB i.V.m. § 
214 BauGB ordnungsgemäß nachholt. 
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Mit dem vorliegenden Heilungsverfahren nach §215a BauGB i.V.m. § 214 BauGB wird der, ge-
genüber dem Bebauungsplan in der Fassung vom 09.11.2022, ergänzte erneute Entwurf des 
Bebauungsplans vom Gemeinderat gebilligt und gemäß § 3 (2) BauGB erneut veröffentlicht. Zu-
dem erfolgt gemäß § 4 (2) BauGB eine erneute Behördenbeteiligung.  

 
Mit der anschließenden erneuten ortsüblichen Bekanntmachung sollen der Bebauungsplan und 
die Örtlichen Bauvorschriften gemäß § 214 (4) BauGB rückwirkend zum Zeitpunkt seiner erstma-
ligen Inkraftsetzung, also zum 07.12.2022, in Kraft gesetzt werden. 

 
3. Flächennutzungsplan 

 
Der Flächennutzungsplan (2. Fortschreibung) der ver-
einbarten Verwaltungsgemeinschaft Tettnang-
Neukirch stellt den östlichen Teil des Plangebiets als 
geplante sowie als bestehende Wohnbaufläche bzw. 
Mischbaufläche dar. Der westliche Teil ist als Fläche 
für die Landwirtschaft dargestellt. An das Plangebiet 
angrenzend sind Mischbauflächen sowie Flächen für 
die Landwirtschaft dargestellt. Der Plan enthält die 
Altablagerung Nr. 1751 Ramsbach. Von der Planung 
sind keine Schutzgebiete betroffen. Der nördliche 
Rand ist als Grünfläche dargestellt. 
 
Der Bebauungsplan ist nicht gänzlich aus dem Flächennutzungsplan entwickelt. Im beschleunig-
ten Verfahren kann der Bebauungsplan auch aufgestellt werden, bevor der Flächennutzungsplan 
geändert wird. Der Flächennutzungsplan wird im Wege der Berichtigung angepasst. 

 

4. Umweltverträglichkeit 
 

In der vorliegenden Umweltprüfung gem. § 2 BauGB wurden die voraussichtlichen erheblichen 
Auswirkungen des Vorhabens auf die Belange des Umweltschutzes ermittelt. Die Ergebnisse der 
Bestandsaufnahme und der Bewertung des Umweltzustandes dienen als Grundlage einer Ent-
wicklungsprognose des Umweltzustandes mit und ohne die Durchführung der Planung.   
 
Durch die Festsetzung als Wohnbaugebiet werden bisher unversiegelte, landwirtschaftlich genutz-
te Flächen überbaut. Hier gehen die natürlichen Funktionen verloren und die Fläche wird der 
Landwirtschaft dauerhaft entzogen. Es liegt ein Bodenverwertungskonzept (KSW 2021) mit dem 
Ziel, möglichst viel Bodenmaterial im Plangebiet zu belassen vor. 
Mit der Festsetzung von Dachbegrünung der Dachflächen können die negativen klimatischen 
Auswirkungen der Versiegelung durch die Bebauung zum Teil kompensieren und zur Minderung 
von Überwärmungseffekten im Siedlungsbereich beitragen. Durch die Verdunstungseffekte wirken 
sich Dachbegrünungen temperatur- und feuchtigkeitsregulierend aus, binden Stäube und andere 
Luftschadstoffe. 

 
Die geplante Bebauung am Ortsrand führt zu einer Veränderung des Landschaftsbildes. Für die 
höheren vier- bis fünfgeschossigen Gebäude kann von einer Fernwirkung für topografisch höher 
gelegene Flächen in Bechlingen–West und am hohen Rain ausgegangen werden. Durch die to-
pografischen und morphologischen Gegebenheiten der Landschaft nach Westen und Norden hin 
(Ramsbachtobel und Geländekante mit Gehölzbestand) wird die Fernwirkung der Gebäude er-
heblich gemindert. Die Höhenabstufungen der geplanten Gebäude in den Randbereichen zum 
östlich und südlich gelegenen Gebäudebestand sowie zum nördlichen und westlich angrenzenden 
Landschaftsraum hin sowie die festgesetzte Pflanzgebote für die Durchgrünung des Gebietes mit 
Gehölzen und die Dachbegrünung tragen ebenfalls zur Reduzierung der Fernwirkung der geplan-
ten Bebauung bei.  
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Das gesetzlich geschützte Biotop ‚Ramsbach und begleitende Vegetation‘ wird durch geeignete 
Einfriedung geschützt, zum Ramsbachtobl wird durch eine Grünverbindung eine Pufferflächen 
eingehalten, so dass keine erheblichen Beeinträchtigungen auf die Biotope zu erwarten sind. 
Im Plangebiet wird ein modifiziertes Entwässerungssystem realisiert mit getrennter Ableitung von 
Schmutz- und Niederschlagswasser. Das unbelastete anfallende Oberflächenwasser wird in Si-
ckermulden versickert. Das modifizierte Entwässerungssystem dient einem wirksamen Grund-
wasserschutz, schont den Wasserhaushalt und vermeidet Hochwasserspitzen in der Kanalisation 
und in den Vorflutern, so dass keine erheblichen Auswirkungen auf das Grundwasser zu erwarten 
sind. 
 
Eine Bebauung der zentralen Altablagerung Ramsbach Obj.-Nr. 1751 wäre nur mit hohem Auf-
wand zu bebauen. Sie wird als Grünfläche ausgewiesen und um gesundheitliche Beeinträchti-
gungen auszuschließen mit 0,5 bis 2m mit gering belastetem Bodenmaterial aufgefüllt. 
 
Die Schalltechnischen Stellungnahme kommt zu dem Ergebnis, dass sich für die Bestandsbebau-
ung für den Prognosefall künftig Pegelerhöhungen ergeben, jedoch die Grenzwerte für Wohnge-
biete von 59 dB(A) tags nicht erreicht werden. Die geplante Bebauung führt daher nicht zu einer 
schalltechnisch relevanten Erhöhung und zu einer Grenzwertüberschreitung der 16. BImSchV. 
Durch eine Realisierung von passiven Schutzmaßnahmen können die Verkehrslärmbelastungen 
dauerhaft im Inneren der Gebäude reduziert werden. Eine Überschreitung der Immissionsricht-
werte ist weder im Plangebiet noch an der benachbarten Wohn- und Mischbebauung zu erwarten 
(vgl. BSI 2021). 
 
Der Schwerpunkt des Eingriffs liegt in der Versiegelung bisher unversiegelter Böden mittlerer 
Funktionserfüllung durch die geplante bauliche Nutzung. Dadurch ergibt sich ein Kompensations-
bedarf besonders für das Schutzgut Boden. Für das Schutzgut Biotope ergibt sich durch die ge-
planten Festsetzungen und Maßnahmen ein rechnerischer Zugewinn an Ökopunkten. Eingriffe in 
das Grundwasser werden durch die Bewertung des Naturguts Boden abgedeckt. Trotz Vermei-
dungs-, Minimierungs- und Ausgleichsmaßnahmen innerhalb des Gebiets verbleibt nach der Bi-
lanzierung des geplanten Vorhabens gemäß Bewertungsmodell Bodenseekreis ein Gesamtdefizit 
von – 121.340 Ökopunkten. Zur Kompensation werden dem Eingriff durch den Bebauungsplan 
121.340 Ökopunkte aus dem Ökokonto der Stadt Tettnang der Maßnahme „Am Fischweiher“ - 
Entwicklung einer Pfeifengrasstreuwiese - zugeordnet.  
 
Die Umweltprüfung kommt zu dem Ergebnis, dass durch das Vorhaben für das Schutzgut Boden 
erhebliche Beeinträchtigungen zu erwarten sind, diese jedoch schutzgutübergreifend durch exter-
ne Kompensationsmaßnahmen ausgeglichen werden können.  
 
Unter Beachtung aller Vermeidungs-, Verringerungs- und Ausgleichsmaßnahmen inklusive der 
Zuordnung von Ökopunkten in vollständiger Höhe aus dem Ökokonto und der Flächenagentur 
kann für den Bebauungsplan "Jahnstraße Nord" von einer Vermeidung bzw. einem vollständigen 
Ausgleich der Eingriffe ohne verbleibende erhebliche Umweltauswirkungen ausgegangen werden. 
Eine regelmäßige Überwachung des Entwicklungsstandes soll die Erreichung der Umweltziele si-
cherstellen. 
 
Artenschutz: 
Bei der Durchführung von Vorhaben hat der Vorhabenträger sicherzustellen, dass bei zu erwar-
tenden artenschutzrechtlichen Verbotstatbeständen nach § 44 BNatSchG nicht eintreten bzw. ei-
ne Ausnahme nach § 45 möglich wäre. Vor allem aufgrund der bestehenden randlichen Struktu-
ren und dem angrenzenden Biotop können Artenschutzrechtliche Verbotstatbestände nicht aus-
geschlossen. Zur Berücksichtigung der Artenschutzbelange wurde 2020 eine artenschutzrechtli-
che Prüfung durchgeführt (RAMOS 2021).  
Innerhalb des Planungsgebietes konnten mindestens 11 brütende Vogelarten festgestellt werden. 
Im erweiterten Untersuchungsraum wurden 41 Vogelarten erfasst. Als regelmäßig jagende und 
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Nahrung suchende Vogelarten wurden mehrere streng geschützte Arten und Arten der Vorwarn-
listen festgestellt. Der angrenzende Ramsbachtobel stellt ein wesentliches Brutgebiet dar. 
Insgesamt konnten im Rahmen der Detektor- und Ausflugkontrollen im Plangebiet mind. 8-9 ver-
schiedene Fledermausarten aus mind. 5 bzw. 6 Gattungen erfasst werden. Der Ramsbachtobel 
stellt ein bedeutsames Jagdgebiet dar. Des Weiteren bieten die große Zahl an Baumhöhlen Quar-
tiere. Der Gehölzstreifen am westlichen Rand des Plangebiets stellt eine bedeutsame Leitstruktur 
dar. Innerhalb des Plangebiets wurden Fledermausquartiere im landwirtschaftlichen Gebäude 
westlich neben Wohnhaus Nr. 16 festgestellt. 
Hinweise auf Zauneidechsen oder andere relevante Reptilienarten oder Amphibien konnten Im 
Plangebiet nicht gefunden werden. 
Für die vom geplanten Bauvorhaben betroffenen Tierartengruppen werden Maßnahmen vorge-
schlagen, die die Beeinträchtigungen geschützter Tierarten vermeiden oder ausgleichen können. 
(vgl. RAMOS 2021) 

 
Tabellarische Zusammenfassung 

Schutzgut dauerhafte  

Veränderungen 

baubedingte  

Beeinträchtigungen 

Maßnahmen zur Vermeidung, 
Verminderung und zum Aus-
gleich 

verbleibende  
erhebliche 
Beeinträchtigungen / 
Verbesserungen 

Tiere und 
Pflanzen, 
biologische 
Vielfalt 

Verlust von Biotop-
strukturen vorwie-
gend geringer na-
turschutz-fachlicher 
Bedeutung (Hopfen, 
Intensivobst) 

mögliche baube-
dingte visuelle 
und akustische 
Störungen 

Neupflanzung von Gehöl-
zen 

Erhalt und Schutz des 
Biotops 

Insektenschonende Be-
leuchtung 

Grün-/ Pufferflächen zum 
Ramsbach 

Dachbegrünung  

Baufeldfreimachung / Ab-
bruch / Rodungen außerhalb 
der Hauptbrutzeiten 

u. a. 

Durch die geplanten 
Maßnahmen sind auf 
den verbleibenden 
Freiflächen Verbesse-
rungen für das Schutz-
gut zu erwarten (Zuge-
winn an Ökopunkten) 

Durch die Umsetzung 
entsprechender Maß-
nahmen können arten-
schutzrechtliche Ver-
botstatbestände ver-
mieden werden. 

Fläche Bebauung eines 
Wohn-
bauschwerpunkt 
des Regionalplanes 

keine zu erwarten Festsetzung einer hohen 
baulichen Dichte   

Aufgrund der Einord-
nung als Wohnbau-
schwerpunkt sind keine 
erheblichen Beeinträch-

tigungen für das 
Schutzgut zu erwarten. 

Boden Die Bebauung bis-
her unversiegelter 
Flächen führt zum 
unwieder-
bringlichen Verlust 
der Bodenfunktio-
nen von Böden 
mittlerer Funktions-
erfüllung 

möglicher Eintrag 
von Öl- oder 
Schmierstoffen 
und Bodenver-
dichtung durch 
Baubetrieb 

fachgerechter Umgang, 
Lagerung und Wiederher-
stellung des Bodens.  

Bodenverwertungskonzept 

Trotz Vermeidungs-
maßnahmen sind er-
hebliche Beeinträchti-
gungen für das Schutz-

gut zu erwarten und 
planextern auszuglei-
chen. 

Wasser Verringerung der 
Grundwasser-
neubildung durch 
Versiegelung und 
Erhöhung des 
Ober-
flächenabflusses 

Bei Beachtung 
von Schutzvor-
kehrungen zum 
Ramsbach sind 
keine zu erwarten 

 

Versickerung vor Ort  

Rückhaltung, Reinigung 
und Verdunstung von Nie-
derschlagswasser durch 
Dachbegrünung  

Grün-/ Pufferflächen zum 
Ramsbach 

Verwendung versicke-
rungsfähiger Beläge wo 
möglich. 

Durch entsprechende 
Maßnahmen werden 
erheblichen Beeinträch-
tigungen weitgehend 
vermieden werden. 

Luft /  Überbauung von mögliche baube- Temperaturregulierung Durch die Minderungs-
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Klima kaltluftproduzieren-
den Freiflächen mit 
geringer Klimaakti-
vität 

dingte Störungen 
wie Staub 

durch Beschattung und 
Verdunstung durch Baum-
pflanzungen und 

Dachbegrünung  

maßnahmen werden 
erheblichen Beeinträch-
tigungen weitgehend 
vermieden werden. 

 

 

Landschaft  Bebauung einer 
Freifläche am Orts-
rand im Anschluss 
an bestehende 
Bebauung mit vor-
wiegend 4-
geschossiger Be-
bauung 

mögliche baube-
dingte visuelle 
Störungen 

Festsetzung von Pflanzge-
boten  

Reduzierung der Fernwir-
kung durch Dachbegrünung 

Erhebliche Auswirkun-
gen auf das Schutzgut 
können durch gestaffel-
te Bebauung und Be-
grünungsmaßnahmen 
gemindert werden. 
Verbleibende erhebli-
che Beeinträchtigungen 
sind planextern auszu-
gleichen. 

 

Mensch / 
Gesundheit 

Bebauung von 
ackerbaulich 
intensiv genutzten 
Flächen mit 
geringer 
Erholungsfunktion 

mögliche baube-
dingte Störungen 
wie Lärm und 
Staub 

Staub und Luftschadstoff-
bindung durch Dachbegrü-
nung auf Flachdächern  

Einhaltung der Immissi-
onsschutzwerte  

Es sind keine erhebli-

chen Beeinträchtigun-
gen für das Schutzgut 
zu erwarten. 

 

Kultur- und 
Sachgüter 

Überbauung etwai-
ge bisher unbe-
kannte Fundstellen 

mögliche etwaige 
Funde 

sofortige Benachrichtigung 
der Archäologischen 
Denkmalpflege im Fall von 
Funden und Befunden 
sowie deren unveränderte 
Belassung im Boden bis 
zur sachgerechten Begut-
achtung  

Durch entsprechende 
Maßnahmen können 
erhebliche Beeinträch-
tigungen vermieden 
werden. 

 

Wechsel-
wirkungen 

Allgemeine Wechselwirkungen  Besondere Wechsel-
wirkungen sind nicht zu 
erwarten 

 
5. Festsetzungen zum Bebauungsplan 
 

Die planungsrechtlichen Festsetzungen des Bebauungsplans bleiben unverändert und werden 
durch die Festsetzung Ziff. 10.13. Zuordnung von Maßnahmen zum Ausgleich-Ökokonto ergänzt. 
 
Im Zuge des ergänzenden Verfahrens wird eine vollständige Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 
BauGB durchgeführt sowie die Eingriffsregelung nach § 1a (3) BauGB angewendet.  
Zum vollständigen Ausgleich des verbleibenden Defizits in Höhe von 121.340 Ökopunkten wer-
den dem Bebauungsplan „Jahnstraße Nord“ 121.340 Ökopunkte aus dem Ökokonto der Stadt 
Tettnang von der Ökokontofläche Nr. 25 „Am Fischweiher“, Obereisenbach Flst.-Nr. 1155/0 zuge-
ordnet. 
 

6. Örtliche Bauvorschriften 
 

Gegenüber der Fassung vom 09.11.2022 werden keine Veränderungen an den Örtlichen Bauvor-
schriften zum Bebauungsplan vorgenommen. 
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BEGRÜNDUNG  

1. Planungsgegenstand 

1.1 Räumlicher Geltungsbereich / Plangebiet 

Das Gebiet befindet sich am Nordrand der Innenstadt von Tettnang und am Südrand des angrenzen-

den Ortsteils Bechlingen. Das Areal wird derzeit landwirtschaftlich überwiegend für den Hopfen- und 

Obstanbau genutzt. Der räumliche Geltungsbereich umfasst die Flurstücke Nr. 541, 546 (Feldweg im 

Norden), 551/2, und die Teilflurstücke Nr. 542, 551, 570 (Jahnstraße) und 572. Das Plangebiet wird 

im Süden von der Jahnstraße begrenzt. Es reicht im Osten an die bestehende Bebauung an der 

Ravensburger Straße heran. Im Südwesten grenzt eine gemischte Nutzung an. Südlich der Jahnstra-

ße befinden sich Wohngebäude. Im Norden befindet sich eine breite Gehölzfläche, die den Talein-

schnitt Ramsbaches säumt. Das Gebiet wird nach Nordwesten durch eine steile gehölzbewachsene 

Böschung begrenzt. Das Gelände fällt von der Jahnstraße (ca. 464 m ü.NN nach Nordwesten auf ca. 

456 m ü.NN ab. Der weitgehend ebene Flächenanteil weist eine Höhe von 462-463 m ü.NN auf. Die 

Fläche beträgt ca. 5,40 ha. 

 

 

Im Plangebiet befindet sich an der Jahnstraße auf Flurstück Nr. 542 ein landwirtschaftlicher Betrieb 

mit einem Wirtschaftsgebäude sowie drei ein- bzw. zwei-geschossige Wohnhäuser. Die überwiegen-

de Fläche wird landwirtschaftlich intensiv genutzt (Hopfenanbau und Obstbau). Das Wohngebäude 

Jahnstraße 16 und das abseits von der Straße gelegene Wirtschaftsgebäude sollen nach Aufgabe der 
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Landwirtschaft abgerissen werden. Im Zentrum des Areals befindet sich eine wiederverfüllte Kiesgru-

be, die als Altablagerung geführt wird. Im Umfeld des Plangebiets besteht eine heterogene Wohnbe-

bauung. An der Südseite der Jahnstraße befinden sich ein- und zwei-geschossige Wohnhäuser als 

Einzel- oder Doppelhäuser. Westlich der Kolpingstraße ist als Ergänzung der bestehenden 4-

geschossigen Wohngebäude Jahnstraße 20 verdichteter Geschosswohnungsbau geplant. Westlich 

der Ramsbachstraße sind bis zu 10-geschossige Wohngebäude entstanden.  

 

Wohnbebauung / Wirtschaftsgebäude  

westlich an das Plangebiet angrenzend.  Bestandsbebauung Jahnstraße 14-16 

Jahnstraße Blick nach Westen 

 

1.2 Erfordernis der Planaufstellung / Planungsziele 

In Tettnang besteht ein kontinuierlich hoher Bedarf an Wohnungen unterschiedlicher Größe. Die Be-

völkerung hat seit dem Jahr 2010 um ca. 4% auf 19325 (2. Quartal 2019) zugenommen. Tettnang ist 

in der Region nach der ‚Wohnungswirtschaftlichen Studie Tettnang‘ (UmbauStadt 10/16) eine der 

Städte mit den wenigsten Mietwohnungsangeboten je Einwohner. Der Stadtbereich und insbesondere 

der Stadtrand sind unter den Wohnungssuchenden am begehrtesten. Bei einer Befragung der in Tett-

nang ansässigen Beschäftigten gaben 37% als Grund für die Entscheidung gegen Tettnang als Woh-

nort an, dass in Tettnang keine passenden Wohnangebote vorhanden gewesen seien. Pendlerströme 

werden dadurch verstärkt. Unter Berücksichtigung der Bevölkerungsentwicklung und der Entwicklung 

der Zuwanderung wird in der Studie für das Jahr 2030 ein Wohnungsbedarf von ca. 1300 Wohnein-

heiten ermittelt. Auch im Segment des Geschosswohnungsbaus herrscht ein großer Bedarf. Die Pla-

nung leistet einen Beitrag zu Deckung eines dringenden Wohnbedarfs. Im Rahmen einer maßvollen 

und verträglichen Nachverdichtung werden innerstädtische Baulandpotentiale für Wohnzwecke nutz-

bar gemacht. Sie entspricht damit den Entwicklungszielen der Stadt Tettnang. Mit der vorliegenden 

Planung beabsichtigt die Stadt Tettnang nachfrageorientierte Wohntypen anzubieten. Das Areal be-

findet sich in verkehrsgünstiger Lage am Rande der Kernstadt und bietet eine hohe Wohnqualität. 
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Angesichts des Mangels an verfügbaren innerörtlichen Baugrundstücken (Baulücken oder Leerstand) 

kommen inzwischen wieder Wohnbauflächen am Rande der Kernstadt in Betracht. Die Planung dient 

der Schaffung dringend benötigten Wohnraums. Mit dem Bebauungsplan wird der städtebauliche 

Ordnungsrahmen für die Errichtung von wohngenutzten Gebäuden in einem Allgemeinen Wohngebiet 

geschaffen und die erforderliche Erschließung gesichert. Das geplante Wohngebiet kann an die be-

stehende Infrastruktur angeschlossen und gut in den Siedlungskörper integriert werden. Im Zentrum 

des Plangebiets befindet sich eine Altablagerung. Dieser Bereich soll nicht bebaut werden. Die Ver- 

und Entsorgung des Gebiets ist gewährleistet und wird im Rahmen der Erschließungsplanung konkre-

tisiert. Es soll ein kompakter Siedlungskörper entstehen, der gut in die Landschaft eingebunden ist.  

Der Bebauungsplan soll die Mindestanforderungen eines qualifizierten Bebauungsplans nach § 30(1) 

BauGB erfüllen und eine Umsetzung des vorliegenden städtebaulichen Entwurfs ermöglichen. Damit 

wird die Zulässigkeit von Vorhaben innerhalb des Geltungsbereichs geregelt und Rechtssicherheit für 

Eigentümer und Anwohner bezüglich der Bebaubarkeit der Grundstücke geschaffen.  

Da die Voraussetzungen des § 13b BauGB (Einbeziehung von Außenbereichsflächen in das be-

schleunigte Verfahren), erfüllt sind, wurde für die Aufstellung des Bebauungsplans dieser Verfahrens-

typ gewählt. Der § 13b zielt auf die Erleichterung des Wohnungsbaus und beinhaltet die Ausweitung 

des Anwendungsbereiches des beschleunigten Bebauungsplanverfahrens auf Außenbereichsflächen 

am Ortsrand. Die Planung begründet die Zulässigkeit von Wohnnutzungen und schließt sich an im 

Zusammenhang bebaute Ortsteile an. Das Areal ist durch die südlich, östlich und westlich angren-

zenden Siedlungsflächen baulich vorgeprägt. Durch die Nutzung vorhandener Erschließungseinrich-

tungen wird eine Inanspruchnahme von Flächen außerhalb der Ortslage vermindert. Die Maßnahme 

dient der Deckung dringenden Wohnbedarfs und stärkt durch die Nutzung vorhandener Infrastruktur 

deren dauerhafte wirtschaftliche Erhaltung.  

Die zulässige Grundfläche im Sinne des § 19 Abs.2 BauNVO liegt bei knapp unter 10.000 qm (bei 

insgesamt ca. 31.740 qm Bauflächen) und damit unterhalb der in § 13b BauGB genannten Grenze. 

Ausgewiesene Schutzgebiete werden nicht beeinträchtigt. Es bestehen keine Anhaltspunkte für eine 

Beeinträchtigung der in § 1 (6) Nr.7b) BauGB genannten Schutzgüter. Durch die Ausweisung von öf-

fentlichen und privaten Grünflächen (ca. 1,6 ha), in denen auch die besondere Empfindlichkeit des 

nördlich gelegenen Ramsbaches berücksichtigt werden, stellt sich die Planung als ökologisch vertret-

barer Beitrag zur Erleichterung des dringend erforderlichen Wohnungsbaus dar. Vermeidbare Beein-

trächtigungen der Schutzgüter werden unterlassen. Die geplante Bebauung ist nach Norden und 

Westen durch den Gehölzbestand am Ramsbach sehr gut in die Landschaft eingebunden. Aufgrund 

der gegebenen Nutzungen und Vorbelastungen sind erhebliche negative Umweltauswirkungen infolge 

der Planung nicht zu erwarten. Im beschleunigten Verfahren nach § 13b BauGB wird von der Um-

weltprüfung nach § 2 Abs. 4 und von dem Umweltbericht nach § 2a BauGB abgesehen. Die zu erwar-

tenden Eingriffe in den Naturhaushalt gelten als im Sinne des § 1a Abs.3 Satz 5 BauGB vor der pla-

nerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig. Ein naturschutzrechtlicher Ausgleich ist nicht erforder-

lich. 

Nach der Novellierung des Baugesetzbuches am 10.09.2021 können Bebauungsplanverfahren nach 

§ 13b BauGB bis zum 31.12.2024 zum Satzungsbeschluss gebracht werden. Im Rahmen der nach § 

4a Abs. 3 BauGB notwendigen erneuten Offenlage des Bebauungsplans wird von der allgemeinen 

Übergangsvorschrift nach § 233 Abs. 1 S.2 BauGB Gebrauch gemacht. Hiernach können Bauleitplan-

verfahren, die vor dem Inkrafttreten einer Gesetzesänderung förmlich eingeleitet worden sind, auch 

nach den Vorschriften der Gesetzesänderung durchgeführt werden.  
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1.3 Übergeordnete Planungen bestehendes Planungsrecht 

Im Regionalplan der Region Bodensee-Oberschwaben (1996) sind bezüglich des Plangebietes keine 

konfliktgierenden Darstellungen enthalten. Schutzbedürftige Bereiche für Naturschutz und Land-

schaftspflege bzw. für die Land- und Forstwirtschaft bzw. regionale Grünzüge oder Flächen für den 

Rohstoffabbau sind von der Planung nicht betroffen.  

 

Gemäß Landesentwicklungsplan ist die Siedlungsentwick-

lung vorrangig am Bestand auszurichten. Dazu sind die Mög-

lichkeiten der Verdichtung und Arrondierung zu nutzen sowie 

Baulücken und Baulandreserven zu berücksichtigen. Das 

Plangebiet gilt im Entwurf zur Fortschreibung des Regional-

plans als Vorranggebiet für den Wohnungsbau (siehe Pfeil). 

Bei der Erschließung von Wohnungsbauschwerpunkten ist 

gemäß Regionalplanung eine flächensparende, angemessene verdichtete Bauweise anzustreben.  

Im städtebaulichen Entwurf waren ca. 272 Wohneinheiten in Mehrfamilienhäusern und 18 WE in Ein-

familien- und Reihenhäusern (insgesamt ca. 290 WE) vorgesehen. Es kann von ca. 650 Einwohnern 

ausgegangen werden. Dies entspricht bei einer Fläche des Plangebiets von ca. 5 ha einer Brutto-

wohndichte von ca. 130 Einwohnern pro ha. Damit sind die Vorgaben aus der Regionalplanung erfüllt. 

Da im Zentrum der Bebauung eine ca. 1,1 ha große für die Bewohner nutzbare Grünfläche geplant ist, 

handelt es sich um eine attraktive Wohnlage. 

 

Der Flächennutzungsplan (2. Fortschreibung) der ver-

einbarten Verwaltungsgemeinschaft Tettnang-Neukirch 

stellt den östlichen Teil des Plangebiets als geplante 

sowie als bestehende Wohnbaufläche bzw. Mischbau-

fläche dar. Der westliche Teil ist als Fläche für die 

Landwirtschaft dargestellt. An das Plangebiet angren-

zend sind Mischbauflächen sowie Flächen für die 

Landwirtschaft dargestellt. Der Plan enthält die Altabla-

gerung Nr. 1751 Ramsbach. Von der Planung sind kei-

ne Schutzgebiete betroffen. Der nördliche Rand ist als 

Grünfläche dargestellt. Der Flächennutzungsplan stellt westlich der bestehenden Hofstelle eine Grün-

verbindung nach Norden dar. Diese werden im Plangebiet durch Grünflächen und Baumpflanzungen 

konkretisiert und umgesetzt. Eine Standortprüfung hat auf Ebene der Flächennutzungsplanung statt-

gefunden. Die Planung weicht in Teilen vom Flächennutzungsplan ab. Die zugrunde liegende Kon-

zeption der vorbereitenden Bauleitplanung wird jedoch aufgegriffen. Die Planung fügt sich gut in den 

Siedlungskörper ein. Die geplanten Bauflächen grenzen an Siedlungsflächen an und eignen sich auf-

grund der vorhandenen Infrastruktur und der geringen naturschutzfachlichen Bedeutung für eine 

nachhaltige Siedlungsentwicklung. Eine Grünverbindung und Pufferflächen zum Ramsbach werden 

berücksichtigt. Die Voraussetzungen für eine kurz- bis mittelfristige Realisierung der Planung sind ge-

geben. Die Zuordnung von bebauten Flächen einerseits und nicht bebauten Flächen andererseits 

bleibt erhalten. Es wird keine qualifizierte sonstige Darstellung im Flächennutzungsplan (z.B. Land-

schaftsschutz, Denkmalschutz, Ausgleichsfläche) tangiert. Die kartierte Altlastenfläche wird berück-

sichtigt. Aufgrund der gegebenen Nutzungen und Bebauung sind relevante negative Umweltauswir-

kungen infolge der Planung nicht zu erwarten. Ein Bebauungsplan nach § 13b BauGB, der von den 

Darstellungen des FNP abweicht, kann aufgestellt werden, wenn die geordnete städtebauliche Ent-

wicklung der Gemeinde dadurch nicht beeinträchtigt wird. Der Flächennutzungsplan wird im Wege der 

Berichtigung angepasst. 
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2. Planinhalt / Begründung der wesentlichen Festsetzungen 

Im Plangebiet soll eine überwiegend wohngenutzte Bebauung mit einer angemessenen Verdichtung 

realisiert werden, die die bestehenden Siedlungsstrukturen zeitgemäß weiterführt und den Ortsrand 

neugestaltet. Als Ergebnis des vorgeschalteten städtebaulichen Entwurfes sollen vorwiegend 4-

geschossige Ein-, Zwei- und Mehrfamilienhäuser errichtet werden. In den Randbereichen werden Hö-

henabstufungen zum östlich und südlich gelegenen Gebäudebestand und zum nordwestlichen Land-

schaftsraum vorgesehen. Im Inneren des Quartiers werden die Gebäude um Wohnhöfe gruppiert. Im 

Quartier werden unterschiedliche Bauformen kombiniert und auch Grundstücke für verdichtete Einfa-

milienhäuser angeboten. Die großzügige zentrale Grünfläche befindet sich im Bereich der Altablage-

rung Ramsbach. Die Fläche soll weitgehend von Bebauung freigehalten werden.  

 

West-Ost-Schnitt 

Mit der vorgesehenen Bebauung lässt sich eine flächensparende Grundstücksausnutzung realisieren. 

Art und Maß der Nutzung sollen sich an der benachbarten Bebauung orientieren und dennoch eine 

verdichtete Bauweise ermöglichen. Die geplante Bebauung fügt sich in die Siedlungsstruktur am 

Stadtrand gut ein. Die getroffenen Festsetzungen sollen einen planungsrechtlichen Rahmen für die 

Umsetzung des städtebaulichen Entwurfes schaffen.  

2.1 Städtebauliches Konzept 

Die Stadt Tettnang möchte in den kommenden Jahren ein städtebauliches Konzept aus dem Jahr 

2019-2021 (KVB Architekten und Stadtplaner, siehe Abbildung) umsetzen.  
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Grundidee ist die Ausbildung von 3 Baufeldern mit unterschiedlicher Identität, die sich nördlich der 

Jahnstraße um einen großzügigen Grünraum anordnen. Zusammen bilden sie ein verdichtetes Stadt-

quartier mit differenziertem Wohnraumangebot: Geschosswohnungsbau, Reihenhäuser, Punkthäuser, 

Stadtvillen. Die Ausbildung von Wohnhöfen und einer zentralen Grünfläche bieten eine hohe Aufent-

haltsqualität und soll die Bildung von Nachbarschaft fördern. Im Südwesten zur Jahnstraße hin ist 

auch eine Gemeinbedarfsnutzung z.B. Kindergarten möglich.  

Es werden verschiedenartige Gebäudetypen für unterschiedliche Wohnungsansprüche angeboten. 

Der städtebauliche Entwurf enthält überwiegend Mehrfamilienhäuser. In der Regel sind 4-geschossige 

Gebäude vorgesehen, zu den Rändern hin und zur kleinteiligen Bestandbebauung hin wird auf 2-3 

Geschosse abgestuft. Drei höhere Gebäude (5- und 6-geschossig) akzentuieren städtebaulich expo-

nierte Stellen und markieren die Baufelder und die zentrale Grünfläche. Zwei der bestehenden Einfa-

milienhäuser an der Jahnstraße können erhalten bleiben. Diese erhalten über den Bestandsschutz 

hinaus Erweiterungsmöglichkeiten. Die Siedlung erhält ein einheitliches Bild mit überwiegend flachen, 

begrünten Dächern. Am westlichen und nordwestlichen Gebietsrand sind 2-geschossige Gebäude 

vorgesehen. Hier sind auch flache Schrägdächer zulässig. Im Übergang zur östlichen Bestandsbe-

bauung entsteht eine höhengestaffelte 3-4- geschossige Bebauung. Die Ortsrandeingrünung nach 

Norden zum Ramsbach hin wird auch langfristig Bestand haben. Durch den Grünraum wird im Nord-

osten eine Wegeverbindung zur Ravensburger Straße geschaffen. Die geplanten Wohnstraßen 

schließen an die Jahnstraße an. 

2.2 Art und Maß der baulichen Nutzung 

Die Festsetzung der Art der Nutzung als allgemeines Wohngebiet erfolgt entsprechend dem konkre-

ten Wohnbedarf. Zulässig sind Wohngebäude und wohnungsähnliche Vorhaben mit dem Wohnen 

dienende infrastrukturelle Einrichtungen. 

Um den Vorgaben des § 13b BauGB zu entsprechen, werden die nach § 4 Abs. 3 BauNVO aus-

nahmsweise zulässigen Nutzungen ausdrücklich nicht Bestandteil des Bebauungsplans. Darüber hin-

aus werden Schank- und Speisewirtschaften sowie nicht störende Handwerksbetriebe ausgeschlos-

sen. Damit werden gewerbliche Nutzungen, die in einem Wohngebiet u.U. mit Nutzungskonflikten 

verbunden sind und erhöhte Ansprüche an die Erschließung stellen, ausgeschlossen. Der Gebiets-

charakter soll dauerhaft weit überwiegend durch Wohnnutzungen und wohnungsähnliche Vorhaben 

und Einrichtungen geprägt sein. An der Südwestecke des Plangebiets ist ein Kindergarten angedacht. 

Die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden sollen ebenfalls zulässig sein. Hierfür sind über-

wiegend die Gebäude an der Jahnstraße oder an öffentlichen Plätzen geeignet, die von der Verbreite-

rung des Straßenraums und der vermehrten Anordnung von Stellplätzen profitieren. In dem kleinteilig 

strukturierten Gebiet mit seinen Wohnstraßen sind flächenintensive und mit einem erhöhten Erschlie-

ßungsaufwand oder Besucherverkehr verbundene Nutzungen ungeeignet. Damit ist eine Gebietsver-

träglichkeit mit den benachbarten Siedlungsflächen gegeben. 

 

Das Maß der Nutzung wird begrenzt durch die Festsetzung maximal zulässiger Grundflächen (GR), 

der Zahl der Vollgeschosse und durch die maximal zulässige Höhe baulicher Anlagen. Die Werte sind 

für jedes Baufenster gesondert eingetragen. In den jeweiligen Bauquartieren soll eine Bebauung ana-

log des städtebaulichen Entwurfes ermöglicht werden. Hierdurch kommen bauliche Dichten zustande, 

die im Durchschnitt die in § 17 BauNVO genannten Obergrenzen für Grundflächenzahlen unterschrei-

ten. Im gesamten Geltungsbereich liegen die zulässigen Grundflächen unter 10.000 qm. 

Überschreitungen der zulässigen Grundflächen sind durch Garagen, Stellplätze und bauliche Neben-

anlagen nach § 14 BauNVO sowie insbesondere durch Tiefgaragen zulässig. Hier ist eine Überschrei-

tung der GRZ bis 0,95 zulässig. Das Gebiet gilt gemäß Regionalplanung als Wohnungsbauschwer-

punkt und wird mit einer entsprechenden Dichte realisiert. Die zulässigen Überschreitungen der GRZ 
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sind aufgrund der beabsichtigten Baustruktur und der erhöhten Stellplatzanforderungen erforderlich. 

Der dichten Bebauung steht ein hoher Grünflächenanteil gegenüber. Die zentrale Grünfläche sowie 

die nutzbaren Innenhöfe als Aufenthalts- Spiel- und Erholungsflächen gewährleisten eine verträgliche 

Dichte im Wohngebiet. Die Nutzungsziffern erlauben für das gesamte Baugebiet eine angemessene 

bauliche Dichte und berücksichtigen das Gebot, mit Grund und Boden sparsam umzugehen. Sie ge-

währleisten ebenfalls die Umsetzung der städtebaulichen Entwurfskonzeption und des vorliegenden 

Bodenschutzkonzeptes. 

2.3 Bebauung / Gebäudeausrichtung / Bauweise 

Die überbaubaren Grundstücksflächen werden durch die Festsetzung von Baugrenzen bestimmt. Die 

Baufelder ermöglichen eine Realisierung des vorgeschalteten städtebaulichen Entwurfs und bieten 

darüber hinaus nur begrenzt die Möglichkeit einer flexiblen Nutzung innerhalb der Bauquartiere. Ent-

sprechend erfolgt die Ausweisung von Einzelbaufeldern. Es ist vorgesehen den städtebaulichen Ent-

wurf weitgehend umzusetzen. Durch die Anordnung der Baufelder ist eine ausreichende Belüftung 

und Belichtung sichergestellt.  

Entsprechend dem städtebaulichen Entwurf ist überwiegend die offene Bauweise festgesetzt. Gebäu-

delängen über 50 m und damit eine abweichende Bauweise gemäß § 22 BauNVO sind im Bereich der 

ehemaligen Hofstelle an der Jahnstraße (WA4) und im Nordosten (WA8) als räumlicher Abschluss 

des östlichen Quartiers vorgesehen. Siehe auch Nutzungsschablonen in der Planzeichenerklärung. 

2.4 Höhe baulicher Anlagen / Zahl der Vollgeschosse  

Die zulässige Höhe baulicher Anlagen berücksichtigt die topografischen Gegebenheiten sowie die 

geplante Straßenhöhe und die gewünschte Geschossigkeit. Die bestehenden Geländehöhen (siehe 

Höhenlinien) und die geplante Straßenhöhe sind als Hinweis im Lageplan enthalten.  

Die Begrenzung der Höhe baulicher Anlagen ist in den Baufeldern als Planeinschrieb festgesetzt. Da-

raus ergeben sich beispielsweise für die 3-geschossigen Gebäude Gesamthöhen von ca. 10 m und 

für das 6-geschossige Gebäude eine Gebäudehöhe von 19 Metern.  

Die Begrenzung des Maßes der Nutzung stellt gemeinsam mit der Begrenzung der Gebäudehöhe ei-

ne ausreichende Regelung der baulichen Dichte dar.  

2.5 Erschließung 

Bodenbelastungen / Altlasten 

Im Gebiet befindet sich die Altablagerung Ramsbach (Obj. Nr. 1751). Die Deponietiefe beträgt bis zu 

8 m. Die Fläche soll von einer Bebauung freigehalten werden, da eine Bebauung nur mit hohem Auf-

wand möglich wäre. Es erfolgt eine Ausweisung als Grünfläche. Um gesundheitliche Beeinträchtigun-

gen auszuschließen wird die Fläche ca. 0,5 bis 2 m mit gering belastetem Bodenmaterial aufgefüllt.  

Aufgrund der Nutzung des Plangebiets für den Intensivanbau verbunden mit dem Einsatz von Spritz-

mitteln, ist mit Bodenbelastungen zu rechnen. Es liegt ein Baugrund- und Altlastengutachten (Kugel, 

Schlegel, Wunderer, Beratende Geologen Ravensburg 18.12.2020) und ein Bodenverwertungskon-

zept vor (Fortschreibung v. 05.03.2021). Danach weist der Oberboden im Bereich des Intensivobst-

baus und des Hopfengartens eine deutliche Belastung mit dem Spritzmittelbestandteil Kupfer auf. 

Entsprechend dem vorliegenden Baugrundgutachten sind die 6 Untersuchungsfelder im Oberboden 

und bis zu einer Tiefe von ca. 90 cm unterschiedlich stark belastet.  

Westlich der geplanten Grünfläche befinden sich Geländeauffüllungen von bis zu 8 m. Bereits der 

übersteile Böschungsverlauf am West- und teilweise am Nordrand deuten auf diese Auffüllungen hin. 

Gebäude müssen in diesen Bereichen auf Pfählen gegründet werden. Die Straßen befinden sich au-

ßerhalb dieser Auffüllflächen.  
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Verkehr / äußere Erschließung 

Die verkehrliche Erschließung des Baugebiets erfolgt im Wesentlichen über zwei Straßenanschlüsse 

an der Jahnstraße. Die westliche Häuserzeile wird über eine Privatstraße in nördlicher Verlängerung 

der Ramsbachstraße erschlossen. Die Stichstraße zwischen WA3 und zentraler Grünfläche wird au-

ßerhalb der Altablagerung Ramsbach geführt. Die Abgrenzung wurde im September 2021 konkreti-

siert. Durch die Planung kommt es auf den bestehenden Verkehrswegen zu einem zusätzlichen Fahr-

verkehr der aufgrund der geringen Vorbelastung und infolge des geplanten Ausbaus der Jahnstraße 

bewältigt werden kann. Im Bebauungsplan wurde die vorliegende Vorplanung, Variante 4 zum Aus-

bau der Jahnstraße (Marschall&Klingenstein (07/2019) berücksichtigt. Die Jahnstraße wird demnach 

verbreitert auf 5,5 m zuzüglich Gehwege. Im Bereich zwischen Jahnstraße 14 und 15 werden insbe-

sondere für den Ausbau beidseitiger Gehwege private Grundstücksflächen benötigt. Westlich der 

Einmündung Kolpingstraße ist unter Inanspruchnahme von Teilflächen der Flurstücke Nr. 542 (nörd-

lich)  sowie 587 (südlich Jahnstraße) der Ausbau auf 5,5 m zuzüglich beidseitigem Gehweg vorgese-

hen. 

Es liegt eine Verkehrsuntersuchung vor. (Modus Consult Ulm, 22.06.2021). Es wurde bewertet, wel-

che Auswirkungen durch die Planung hinsichtlich des Verkehrs zu erwarten sind. Es wurde das be-

stehende und zu erwartende Verkehrsaufkommen abgeschätzt und die Leistungsfähigkeit der wesent-

lichen Knotenpunkte überprüft. Es folgt eine kurze Zusammenfassung. 

Das im März 2021 erhobene werktägliche Verkehrsaufkommen liegt mit 4800 bis 8900 Kfz/24h (L329) 

bzw. 3900 bis 5600 Kfz/24h (K7723) im ortsüblichen Bereich. Auch das Verkehrsaufkommen im 

nachgeordneten (Erschließungs-) Straßennetz ist mit zum Teil deutlich unter 1000 Kfz/24 h als abso-

lut ortsüblich zu bewerten.  

Für die Abschätzung des Neuverkehrsaufkommens wird die maximal zu erwartende Anzahl von 870 

Einwohner herangezogen. Daraus ergeben sich ca. 3.300 Einwohnerwege pro Tag. Unter Berücksich-

tigung der gewählten Verkehrsart sowie des Besucher- und Wirtschaftsverkehrs wird für das Plange-

biet ein werktägliches Verkehrsaufkommen von ca. 1500 Kfz-Fahrten geschätzt. Das ermittelte Neu-

verkehrsaufkommen wird mit dem Verkehr aus der Prognose für das Jahr 2035 überlagert. Mit prog-

nostizierten Verkehrsmengen von unter 2000 Kfz/24 h (200 Kfz/h) für die Jahnstraße, Kolpingstraße 

und Ramsbachstraße liegen diese im Bereich von Wohnstraßen (< 400 Kfz/h) und deutlich unterhalb 

dem für Sammelstraßen (400-800 Kfz/h). Insgesamt wird das durch die allgemeine Verkehrsentwick-

lung und die Erschließung des Bebauungsplangebietes zu erwartende Verkehrsaufkommen im Zuge 

der genannten Straßen als gebietsverträglich eingestuft.  

Für die Einmündung der Jahnstraße in die L329 Ravensburger Straße wird im Prognose-Planfall 2035 

die sehr gute Qualitätsstufe des Verkehrsablaufes ‚A‘ berechnet. An der Kreuzung Ravensburger 

Straße / Kalchenstraße / Kirchstraße / Moosstraße / Kolpingstraße wird im Prognose-Planfall 2035 ei-

ne gute Qualitätsstufe des Verkehrsablaufs ‚B‘ berechnet. An der Einmündung Ramsbachstraße / 

Moosstraße wird die sehr gute Qualitätsstufe ‚A‘ berechnet. Die betrachteten Knotenpunkte werden 

auch im Prognose-Planfall 2035 den künftig zu erwartenden Kfz-Verkehr leistungsfähig abwickeln 

können.  

Zusammenfassend ist davon auszugehen, dass das geplante Baugebiet ‚Jahnstraße Nord‘ für alle 

Verkehrsteilnehmer leistungsfähig und gebietsverträglich an die vorhandene städtische Verkehrsinfra-

struktur angeschlossen werden kann. 

Innere Erschließung / Geländemodellierung 

Die Straßen schließen im Süden an die Jahnstraße bzw. die westliche Teilfläche an die Ramsbach-

straße an. Um den bodenrechtlichen Vorgaben zu entsprechen, wurde das Straßenniveau um bis zu 

1,5 m über dem Urgelände angehoben. Dies erfordert bei den Tiefgaragen weniger Aushub und er-

möglicht möglichst viel Bodenlagerung in den Grünflächen. In gleicher Weise muss das Geländeni-
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veau eine städtebauliche Einbindung in die benachbarte Bebauung gewährleisten. Da die zentrale Alt-

lastenfläche unbebaut bleibt, eignet sich die geplante Grünfläche ebenfalls für eine Überdeckung mit 

anfallendem Aushubmaterial. Mit dieser Niveauanhebung kann ein größerer Teil des Aushubmaterials 

in der Fläche verbleiben. Die bodenschutzfachliche Vorgabe, möglichst den gesamten, Aushub in der 

Fläche wiederzuverwenden kann damit annähernd umgesetzt werden. Die überschüssigen Kiese und 

Sande stellen aber ein Wertgut dar. 

Die Wohnstraßen im Gebiet können bei Breiten von 5,5 m als Mischfläche für alle Verkehrsteilnehmer 

verkehrsberuhigt ausgebaut werden. Die Verkehrsflächen beinhalten Wendemöglichkeiten für Müll- 

und Rettungsfahrzeuge und berücksichtigen die angelagerten Besucherstellplätze sowie private Stell-

plätze und Quartiersplätze. Die Bebauung im WA2 werden über die Ramsbachstraße und eine Privat-

straße erschlossen. Das Wenden von Müllfahrzeugen ist hier nicht vorgesehen. Ein Weg für Fußgän-

ger und Radfahrer schafft nach Norden eine Verbindung zwischen Jahnstraße und über das Flst. Nr. 

546 zur Ravensburger Straße. Die Konkretisierung des Ausbaustandards und die Gestaltung des 

Straßenraums erfolgen im Rahmen der Erschließungsplanung. Innerhalb des Wohngebiets soll die 

Fahrgeschwindigkeit begrenzt werden.  

Der Stellplatzbedarf ist generell auf den Privatgrundstücken nachzuweisen. Das WA3 erhält zusätzli-

che Stellplatzflächen im Bereich privater Verkehrsflächen. Garagen können innerhalb der Baufelder 

errichtet werden. Die gemäß Stellplatzverordnung der Stadt Tettnang erforderlichen Stellplätze sind 

im Geschosswohnungsbau wegen der dichteren Bebauung überwiegend in Tiefgaragen zu realisie-

ren. Damit können verkehrsfreie Grün- und Aufenthaltsbereiche geschaffen werden. Besucherstell-

plätze befinden sich an der Jahnstraße und entlang der Wohnstraßen. Stellplätze sind im WA 1 und 

WA2 auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. Die Flächen für oberirdische 

Stellplätze sind in den übrigen Baugebieten gesondert ausgewiesen.  

Ver- und Entsorgung 

An die vorhandenen, Ver- und Entsorgungsanlagen kann angeschlossen werden. Die Versorgung der 

baulichen Anlagen mit Trinkwasser, Gas und Telekommunikationsleitungen sowie die Entsorgung des 

Abwassers erfolgt über eine Erweiterung des vorhandenen Leitungsnetzes. Im Gebiet wird ein modifi-

ziertes System mit getrennter Ableitung von Schmutz- und Oberflächenwasser realisiert.  

Die bestehende Kanaltiefe in der Jahnstraße ist mit 3 m gering. Dieser kann allenfalls für die Bebau-

ung entlang der Jahnstraße genutzt werden. Für die übrigen Bauflächen wird ein neuer Schmutzwas-

serkanal in Richtung Norden (Ravensburger Straße) erforderlich. Damit werden die Untergeschosse 

im Freispiegel entwässerbar. Für die westlichen Bauflächen ist ein Kanalanschluss an der Rams-

bachstraße vorgesehen. Die geplanten Kanaltrassen würden im Bereich der Verkehrsflächen liegen. 

Die Müllentsorgung erfolgt über die Wohnstraßen. Bei Straßen ohne Wendemöglichkeit für das Müll-

fahrzeug werden die Müllbehälter bis zum nächstgelegenen Aufnahmepunkt zur Entleerung gebracht. 

Beschreibung des Entwässerungssystems 

Im Plangebiet wird ein modifiziertes Entwässerungssystem realisiert mit getrennter Ableitung von 

Schmutz- und Niederschlagswasser. Die Erschließungsplanung wurde von RSI Rapp+Schmid Infra-

strukturplanung GmbH, Ummendorf erstellt (Vorplanung 20.04.2021). In der Jahnstraße und nördlich 

im Bereich Ravensburger Straße befinden sich Leitungen zur Wasserversorgung und Kanäle zur Ab-

wasserentsorgung. Das häusliche Schmutzwasser kann dort eingeleitet werden. Das anfallende 

Schmutzwasser wird über Freispiegelkanäle den öffentlichen Mischwasserkanälen zugeführt. Im 

Plangebiet werden zusätzliche Kanäle in den öffentlichen und privaten Verkehrsflächen erstellt. Die 

Entwässerung des Plangebietes erfolgt im Trennsystem. Die Bestandsgebäude an der Jahnstraße 

werden weiterhin über den Mischwasserkanal entwässert. Die Bauflächen der Flst.Nr. 551 und 551/2 
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sollen unabhängig von den übrigen Bauflächen erschlossen werden. Dies bedeutet, dass die Entwäs-

serung der Untergeschosse der Flächen WA1 und WA3 teilweise mit Pumpen erfolgen muss. 

Das anfallende Oberflächenwasser wird versickert. Das sickerfähige Erdreich ist von einer bindigen 

Schicht überlagert. Eine Versickerung kann somit erst nach Durchstoßen dieser Schicht erfolgen. Die 

Möglichkeit der Versickerung des Oberflächenwassers ist bei den kiesigen Bodenschichten ab ca. 1,5 

m Tiefe technisch möglich. Um eine Gefährdung des Grundwassers auszuschließen erfolgt keine 

Versickerung im Bereich der Auffüllungen bzw. Altablagerung Ramsbach, ausgenommen ist die flä-

chige Versickerung des direkten Niederschlages. Alle Oberflächenwässer werden vorgereinigt, bevor 

eine Versickerung in den Untergrund erfolgt. Die Vorreinigung erfolgt in der Regel über Gründächer. 

Diese werden mit Substratstärken von mindestens 12 cm als Flächen für die Vorreinigung anerkannt. 

Die Vorreinigung kann auch über eine belebte Bodenschicht erfolgen oder über spezielle Schächte 

mit Filtersubstrat. Das anfallende Niederschlagswasser wird nach der Vorreinigung in unterirdische 

Rigolenkörper (Sicker- und Speicherrigolen) in den Baugruben oder im Bereich der Verkehrsflächen 

eingeleitet und im kiesigen Untergrund versickert. Eine Versickerung über belastetes Material ist un-

zulässig. Bereiche (insbesondere Rigolen und Baugrubenräume), in denen gezielt Niederschlagswas-

ser zur Versickerung gebracht wird, dürfen nicht mit Baustoffrecyclingmaterial oder Boden mit erhöh-

ten Schadstoffgehalten hergestellt/aufgefüllt werden. Alle Oberflächenwässer von Tiefgaragen, die 

nicht breitflächig versickern, werden über belebte Bodenschichten (mind. 30 cm) vorgereinigt und 

ebenfalls im Baugrubenraum (teilweise über Rigolen) versickert. Sollten Tiefgaragen direkt an Stra-

ßen anschließen, wäre mit Rigolen im öffentlichen Straßenraum zu versickern. Bereiche (insbesonde-

re Rigolen und Baugrubenräume), in denen gezielt Niederschlagswasser zur Versickerung gebracht 

wird, dürfen nicht mit Baustoffrecyclingmaterial oder Boden mit erhöhten Schadstoffgehalten herge-

stellt/aufgefüllt werden. 

Die Versickerung erfolgt  

a) Flächen für die Wasserwirtschaft und Regelung des Wasserabflusses.  

Öffentliche Sickermulden befinden sich im Nordosten des Plangebiets und östlich des WA1. Die öf-

fentlichen Straßenflächen werden über Einlaufschächte und Rohre den zentralen Sickerbecken 

zugeführt. Diese Versickerungsanlagen können gut unterhalten und kontrolliert werden. Notüber-

läufe gehen nach außen über die Hangkante in den nördlich gelegenen Ramsbach. Eine Gefähr-

dung der Deponie durch zusätzliches Sickerwasser, das letztlich in den Ramsbach gelangen kann, 

ist nicht zu erwarten. Bei der nord-westlichen privaten Filtermulde zwischen WA1 und WA2 ist eine 

Versickerung in der Auffüllung nicht möglich. Diese Fläche dient nur der Vorreinigung. Die Versi-

ckerung erfolgt dann in Rigolenkörpern unter der Privatstraße. Von den Gründächern und Tiefgar-

gen im WA3 wird das Regenwasser ebenfalls in Rigolenkörpern im Bereich der privaten Grünflä-

che westlich WA3 versickert. 

b) Versickerung über den Baugrubenraum. Im Plangebiet versickern fast alle Gebäude das vorgerei-

nigte Niederschlagswasser direkt über den Baugrubenraum der Kellergeschosse bzw. Tiefgara-

gen. Hierfür dient ein ca. 2 m breiter Streifen entlang der Baugrube. Je nach zur Verfügung ste-

hender Fläche können Rigolenkörper erforderlich werden. Diese Anlagen sind nach der Herstel-

lung relativ sicher vor Veränderungen und bedürfen i.d.R. keiner Unterhaltung. Zum Schutz der 

abstromigen Altablagerung Ramsbach und um die Durchleitung von zusätzlichem Sickerwasser 

durch den Deponiekörper zu vermeiden müssen Versickerungsanlagen von der Altablagerung ei-

nen Mindestabstand von 10 m einhalten. In diesem Bereich ist eine Versickerung nicht zulässig. 

c) Soweit die Gebäude im WA1 und WA2 ohne Gründach bzw. mit Ziegeldach ausgeführt werden, 

muss eine Vorreinigung bzw. Filterung über eine Bodenpassage auf dem eigenen Grundstück si-

chergestellt werden. Eine Versickerung kann nur außerhalb der Auffüllungen vorgenommen wer-

den. Eine Einleitung des vorgereinigten Wassers in die Sickermulde östlich der Privatstraße ist 

ebenfalls möglich. 
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Zuflüsse bei Starkregen aus Außeneinzugsgebieten bestehen nicht. Die geplanten Mulden-

Rigolensysteme und die offenen Sickermulden werden auf einen 30-jährlichen Starkregen bemessen. 

Darüberhinausgehende Notüberläufe erfolgen in den Ramsbach bzw. in die Hanglagen im Norden 

des Plangebietes.  

Das modifizierte Entwässerungssystem dient einem wirksamen Grundwasserschutz, schont den 

Wasserhaushalt und vermeidet Hochwasserspitzen in der Kanalisation und in den Vorflutern.  

Die Wasserversorgung wird über eine Erweiterung der bestehenden Trinkwasserversorgung in der 

Jahn- und Ramsbachstraße sichergestellt. Durch Ringsysteme in allen Baufeldern kann genügend 

Löschwasser zur Verfügung gestellt werden.  

Breitbandversorgung kann über eine Erweiterung des vorhandenen Netzes erfolgen. Ein Teil der 

oberirdischen und der Tiefgaragenstellplätze soll so vorbereitet werden, dass sie ohne erhöhten Auf-

wand mit einer Ladeinfrastruktur für Elektromobilität ausgerüstet werden können. Für den erhöhten 

Strombedarf (11 kW besser 22 kW) von evtl. Ladestationen müssen zusätzliche Trafostationen be-

reitgestellt werden. Die Standorte sind noch nicht bekannt. 

Für die Stromversorgung werden unter Berücksichtigung eines künftig höheren Bedarfs zunächst 3 

Standorte für Trafostationen im Plan vorgehalten. Weitere kleinere Versorgungsstationen (z.B. Lade-

stellen für E-Mobilität) können bei Bedarf in den Baugebieten zugelassen werden.  

2.6 Immissionsschutz 

Im Rahmen einer Schalltechnischen Stellungnahme (BS Ingenieure 06/21) wurde bewertet, ob sich 

durch die geplante Bebauung eine relevante Erhöhung der Verkehrslärmimmissionen für die Be-

standsbebauung nach der 16. Bundesimmissionsschutzverordnung ergibt. Für den Prognosefall er-

geben sich künftig Pegelerhöhungen von ca. 1,1- 2,1 dB(A). Die Grenzwerte für Wohngebiete von 59 

dB(A) tags wird nicht erreicht. Die geplante Bebauung führt daher nicht zu einer schalltechnisch rele-

vanten Erhöhung und zu einer Grenzwertüberschreitung der 16. BImSchV. 

Im Rahmen der Bauleitplanung ist ebenfalls zu gewährleisten, dass einwirkende Immissionen auf die 

geplante Bebauung keine ungesunden Wohnverhältnisse bzw. erhebliche Belästigungen verursa-

chen. Für das Plangebiet selbst ist nicht die 16. BImSchV sondern die DIN 18005 (Schallschutz im 

Städtebau) anzuwenden. Die dort angegebenen schalltechnischen Orientierungswerte (tags 55 dB(A) 

/ nachts 45 dB(A)) für Verkehrslärm sind Zielwerte, deren Überschreitung außen vor den betroffenen 

Wohnräumen vermieden werden sollen. Bei höheren Lärmbelastungen sind in der Regel Schall-

schutzmaßnahmen in der Bauplanung zu berücksichtigen. Bei der gegenwärtigen Verkehrsbelastung 

der Jahnstraße (Wohnsammelstraße) und aufgrund des ausreichenden Abstandes zur Ravensburger 

Straße (L 329) kann davon ausgegangen werden, dass Lärmbelastungen analog Lärmpegelbereich III 

nach DIN 4109 (Maßgeblicher Außenlärm > 60 dB(A) nur an den der Jahnstraße zugewandten Süd-

fassaden tagsüber erreicht werden können, wenn die oben beschriebene zu erwartende Verkehrszu-

nahme und zusätzlich ein Planungszuschlag zum maßgeblichen Außenlärmpegel von 3 dB(A) nach 

DIN 4109 in der Berechnung berücksichtigt werden. Im Plangebiet ist vorsorglich eine Festsetzung 

des Lärmpegelbereiches III gerechtfertigt, da an der lärmzugewandten Südfassade entlang der Jahn-

straße die Orientierungswerte der DIN 18005 (Schallschutz im Städtebau geringfügig überschritten 

werden können. Bei lärmzugewandten Räumen, welche insbesondere nachts ein erhöhtes Schutzbe-

dürfnis aufweisen (Schlaf- und Kinderzimmer) sollten bauliche Maßnahmen zum Schallschutz berück-

sichtigt werden. Schon heute kommen durch den Stand der Technik in Verbindung mit den einschlä-

gigen Vorschriften hochwertige Fenster zum Einsatz. Ein Mehraufwand für erhöhten Schallschutz bei 

Fenstern mit Wohnnutzung im Lärmpegelbereich III ist unter diesen Voraussetzungen nicht zu erwar-

ten. Die Wahl geeigneter bautechnischer Lösungen steht dem Bauherrn frei.  
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Durch eine Realisierung von passiven Schutzmaßnahmen können die Verkehrslärmbelastungen dau-

erhaft im Inneren der Gebäude reduziert werden. Gekippte Fenster bringen eine Lärmminderung von 

ca. 5 – 15 dB(A). An den übrigen Fassaden und im Inneren des Plangebiets kann der Lärmpegelbe-

reich II angenommen werden. Dort sind die Anforderungen an das Schalldämm-Maß der Außenbau-

teile so gering, dass eine ausreichende schalldämmende Wirkung mit üblichen Wandkonstruktionen 

und doppelt verglasten Fenstern erreicht wird. In Bereichen mit Lärmpegelbereich II, wird auf die 

Festsetzung von Schallschutzmaßnahmen verzichtet. Dies wird im Regelfall auch am Südrand des 

Plangebiets der Fall sein.  

Im unmittelbaren Umfeld des Plangebietes ist keine immissionsrelevante Tierhaltung angesiedelt. Die 

landwirtschaftliche Nutzung im Plangebiet selbst (Obstbau und Hopfengarten) wird mit der Erschlie-

ßung des Geländes aufgegeben. Die damit bisher verbundenen Emissionen durch Fahrzeuge und 

Bewirtschaftung entfallen damit. Überschreitungen der Immissionsrichtwerte sind weder im Plangebiet 

noch an der benachbarten Wohn- und Mischbebauung zu erwarten. 

2.7 Freiraumkonzept 

Es liegt eine Rahmenplanung Freiraum vor (Grüne Welle 03/21). Die Konzeption berücksichtigt die 

dominierende Struktur des Ramsbachtals und die vorhandenen Auffüllungen und die geplante Bo-

denmodellierung. Die Quartiersbebauung wird von großzügigen Grün- und Freiflächen durchgrünt. 

Die zentrale halböffentliche Parkanlage erstreckt sich über ca. 1 ha. Im Rahmen der Freiflächenpla-

nung werden extensiv gepflegte Wiesenflächen sowie intensiv nutzbare Rasenflächen für die Freizeit-

nutzung entwickelt. Baumreihen verbinden die zentralen Erschließungsräume mit dem Landschafts-

raum. Der zentrale Park und der Kinderspielplatz tragen zur Identitätsstiftung im neuen Baugebiet bei.  

Die Gebäude gruppieren sich um 5 Wohnhöfe, die als Aufenthalts-, Begegnungs- und Kommunikati-

onsräume gestaltet werden. Die Höfe bieten als wohnungsbezogene Freiräume Aufenthaltsqualitäten 

für Jung und Alt. Im Rahmen der Freiraumplanung wurden entsprechende Freiraumtypologien entwi-

ckelt (siehe Abb. rechts). Den Erdgeschosswohnungen in den Mehrfamilienhäusern werden private 

Freiräume zugeordnet. Die Reihenhäuser und Einfamilien-

häuser erhalten Privatgärten. Dies schafft besonders hohe 

Wohnqualität. Dazu kommen begrünte Dächer, die bei ge-

eignetem Schichtenaufbau (u.a. mind. 12 cm filterfähiges 

Substrat) auch für die Vorreinigung des Regenwassers 

dienen. Die Innenhöfe erhalten neben Wegen und Flächen 

für die Feuerwehr auch halböffentliche Aufenthaltsberei-

che für die Bewohner. Die Tiefgaragen erhalten eine aus-

reichende Erdüberdeckung für eine Begrünung. Die Be-

grünung von Dächern und Tiefgaragen hat positive Aus-

wirkungen auf den Wasserhaushalt im Plangebiet. Der 

schnelle Abfluss von Regenwasser wird verzögert, die Ab-

flussspitzen werden gedämpft. 

Die randlichen Grünflächen werden zur Regenwasser-

Retention und -ableitung genutzt. Allerdings ist eine Versicke-

rung im Bereich der Auffüllungen am Nordwestrand des Plan-

gebiets und der zentralen Altablagerung nicht zulässig. Ein 

Durchleiten von zusätzlichem Niederschlagswasser durch die 

Deponie ist ebenfalls nicht zulässig. Die Wohnstraßen sollen 

als verkehrsberuhigte Bereiche gestaltet werden. Stellplätze 

werden in wasserdurchlässiger Bauweise hergestellt, soweit 

sich durch andere Vorschriften nichts anderes ergibt.  
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Baumreihen betonen die Erschließungsachsen. Baumgruppen in parkartiger Stellung sichern qualität-

volle Freiräume. Die Gehölze und Freifläche verbessern das Lokalklima und das Stadtbild. Bäume 

bieten Schutz, Nahrung und Nistmöglichkeiten z.B. für Vögel und Insekten. Mit Baumpflanzungen 

werden auch die Bauflächen und die oberirdischen Stellplätze eingebunden. Insgesamt kann mit den 

grünordnerischen Festsetzungen ein attraktives Wohngebiet und hochwertige Freiräume für das 

Wohnumfeld geschaffen werden. Die Gestaltung der zentralen Grünfläche einschließlich der konkre-

ten Baumstandorte wird nicht festgesetzt.  

Eine Konkretisierung der Freiraumplanung kann erst im Rahmen der Bauplanung erfolgen, wenn die 

Lage der Zugänge, die Wohngrundrisse und die Anordnung der Fenster bekannt sind. Die Freiraum-

planung muss darüber hinaus die Niederschlagswasserentsorgung und die vorgesehene Bodenmo-

dellierung beachten. Mit der Umsetzung des Bodenschutzkonzepts soll möglichst viel Bodenaushub 

im Plangebiet verbleiben und eine ausreichende Abdeckung der Altablagerung sichergestellt sein.  

 

(J. Jörg-Grüne Welle 03/21) 

2.8 Waldabstand 

Im Bebauungsplan ist der Gefahrenbereich des Waldes (30 m Waldabstand) dargestellt. Gebäude 

(auch Nebengebäude) dürfen in diesem Bereich aus Sicht des Forstamtes im Sinne der Gefahrenab-

wehr, Sicherung der ordnungsgemäßen Waldbewirtschaftung und der Waldfunktionen (Biotopschutz 

etc.) nicht zugelassen werden. Angesichts des Mangels an Bauland kann auf die bauliche Nutzung 

von Teilflächen innerhalb des Waldabstandes nicht verzichtet werden. Entgegen den Bedenken des 

Forstamtes wird im Bebauungsplan ein verringerter Waldabstand zugelassen. Die Waldbewirtschaf-

tung ist im Biotop nahezu bedeutungslos. Sie bleibt über den zentralen Grünraum gewährleistet. Der 

Abstand zu den geplanten Gebäuden beträgt ca. 15 bis 25 m. Die Gebäude müssen der Gefahrensi-

tuation entsprechend statisch dimensioniert werden. Die Grundstückseigentümer müssen den an-

grenzenden Waldbesitzern einen Haftungsverzicht garantieren. Dieser ist im Grundbuch bzw. als 

Baulast zu sichern.  
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Die Baufelder des WA 1, das nördliche Baufeld des WA2 und die beiden nördlichen Baufelder im 

WA7 liegen innerhalb des Waldabstandes. Im Rahmen der Überarbeitung des Entwurfes wurde ein 

Baufeld im WA2 gestrichen. Die Gebäude im WA7 wurden um 2 m nach Süden geschoben, um den 

Abstand zur äußeren Baumreihe im Tobel zu vergrößern. Eine Verringerung des Waldabstandes ist 

grundsätzlich dann möglich, wenn Leben und Gesundheit von Personen nicht gefährdet sind und die 

ordnungsgemäße Bewirtschaftung des Waldes gewährleistet bleibt. Es sind nur wenige Bäume im 

Norden des Plangebiets (WA7) betroffen. Diese Bäume (überwiegend Silberweiden) befinden sich im 

Böschungsbereich des Ramsbaches und stellen aufgrund der gegebenen Abstände zu den Bauquar-

tieren (über ca. 15 m) eine geringe Gefahr für Personen und Gebäude dar, da sie auch auf optimalen 

Standorten kaum Höhen von 20 m erreichen. Deutlich häufiger als Windwurf sind bei Weichhölzern 

Astbrüche, die wie bei allen Bäumen im öffentlichen Raum zum natürlichen Risiko gehören. In ähnli-

chem Abstand wachsen auch Eschen, die allerdings massiv vom Eschensterben bedroht sind.  

2.9 Flächenbilanz 
Allgemeines Wohngebiet ca. 3,17 ha 

Private Grünfläche ca. 1,40 ha 

Öffentliche Grünfläche ca.  0,19 ha 

Flächen für die Versorgung ca. 0,01 ha 

Öffentliche Verkehrsfläche ca.  0,50 ha 

Öffentliche Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung ca.  0,03 ha 

Private Verkehrsfläche ca. 0,10 ha 

Gesamt ca. 5,40 ha 

3. Auswirkungen auf Natur und Landschaft 

Bestand. Das Gebiet befindet sich am Nordrand der Kernstadt von Tettnang und wird derzeit landwirt-

schaftlich für den Hopfen- und Obstanbau genutzt. Das Plangebiet wird im Süden von der Jahnstraße 

begrenzt und reicht im Osten an die bestehende Bebauung an der Ravensburger Straße heran. Im 

Norden befindet sich eine breite Gehölzfläche, die das steile Südufer des Ramsbaches säumt. Im 

Nordosten wird eine Teilfläche als Futterwiese genutzt. Streuobsthochstämme unterschiedlichen Al-

ters wurden inzwischen gerodet. Das Gelände fällt von der Jahnstraße (464 m ü.NN) nach Nordwes-

ten auf ca. 456 m ü.NN ab. Der überwiegende Flächenanteil weist eine Höhe von 462-463 m ü.NN 

auf. Die Fläche beträgt ca. 5,59 ha.  

Im Plangebiet befinden sich keine Schutzgebiete (Naturschutzgebiete, FFH- Gebiete und keine nach 

§ 32 NatSchG besonders geschützten Biotope. Die Planung betrifft keine Landschaftsschutzgebiete, 

Naturschutzgebiete oder FFH- Gebiete sowie keine Naturdenkmale.  

Aufgrund der intensiven landwirtschaftlichen Nutzung (Hopfengarten, Intensivobst und Grünland) be-

sitzt der überwiegende Teil der Fläche keinen besonderen naturschutzfachlichen Wert. 

Nördlich an das Plangebiet angrenzend befindet sich das nach § 32 NatSchG geschützte Biotop 

‚Ramsbach und begleitende Vegetation‘ (Biotop-Nr. 183234356406). Die randlichen Auwaldstrukturen 

und feuchten Hochstaudenfluren entlang des Ramsbaches besitzen eine hohe Biotopqualität. Sie be-

finden sich außerhalb des Plangebiets und bleiben erhalten. Teile des Auwaldbestandes (Weiden, 

Schwarzerlen) befinden sich im Norden der Flurstücke 542 und 551. Die Waldflächen befinden sich 

nach der Überarbeitung des Entwurfs außerhalb des Plangebietes. An das Biotop grenzen überwie-

gend Grünflächen und der vorhandene Wirtschaftsweg (Flst.Nr. 546 an). Eine Beeinträchtigung des 

Biotops ist nicht zu erwarten. Eine direkte Beeinträchtigung des Biotops wird im Artenschutzgutachten 

nicht durch die sich nähernde Wohnbebauung befürchtet, sondern mittelbar durch evtl. später erfol-

gende Verkehrssicherungsmaßnahmen außerhalb des Geltungsbereiches im Randbereich des Bio-

tops. Ein solches schädliches Nutzerverhalten kann ordnungsrechtlich verhindert werden. 
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Das Gehölz am Westrand des Plangebietes (überwiegend Brombeeren und Haselnuss) stockt auf ei-

ner Auffüllung. Im Rahmen des Bodenverwertungskonzeptes wurden Bodenauffüllungen von bis zu 

6,8 m ermittelt. Die Modellierung der Böschungskante stammt aus den 1960er bis 1970er Jahren. Die 

Entwicklungszeit der Gehölze ist entsprechend kurz. Auf der Gehölzfläche wird zur dauerhaften Erhal-

tung eine Pflanzbindung festgesetzt.  

Eine temporäre Beeinträchtigung durch Lärm findet lediglich während der Bauzeit statt. Eine relevante 

permanente schädliche Einwirkung auf das Biotop kann aufgrund der Wohnnutzung und der geringen 

Verkehrsbelastung nicht angenommen werden. 

Artenschutzfachliche Prüfung (L. Ramos 23.11.2020 / Ergänzung 28.10.2021) 

Unter Berücksichtigung der artenschutzrechtlichen Belange gemäß § 44 Bundesnaturschutzgesetz 

wurde das Plangebiet und Randflächen innerhalb der Vegetationsperiode zwischen April und Sep-

tember 2020 artenschutzfachlich geprüft.  Die bestehende Fläche wird aktuell hauptsächlich landwirt-

schaftlich genutzt. Daher sind hier ein Hopfengarten und eine Niederstammplantage vorhanden. Eini-

ge unterschiedlich alte Obstbäumen auf Flst.Nr. 551 und 551/2 wurden zwischenzeitlich gerodet. Di-

rekt nördlich grenzt das gesetzlich geschützte Biotop „Ramsbach und begleitende Vegetation“ an. Es 

handelt sich hierbei insbesondere um den Biotoptyp „Auwald“ mit einem naturnahen Bachabschnitt 

und einer Nasswiesen-Fläche. Im Rahmen der artenschutzfachlich/-rechtlichen Überprüfungen wur-

den die Brutvogelarten, die FFH-Arten, insbesondere Fledermäuse, und die Reptilien (Zauneidechse) 

erfasst. Im Rahmen einer Übersichtskartierung wurden die Amphibien (wegen dem Bachbiotop) ein-

geschätzt bzw. geprüft. 

Das gesetzlich geschützte Biotop, das direkt an das Plangebiet angrenzt, stellt aufgrund der struktur-

reichen Teilbereiche (Tobel mit Bachlauf, Hangflächen, Naßwiesen, Auwald mit großer Zahl an Habi-

tatbäumen usw.) ein wesentliches Brutgebiet für die festgestellten Vogelarten dar. Der gesamte Tobel 

und das geschützte Biotop in Tettnangs Randlage stellt somit ein bedeutsames Brutgebiet dar, von 

dem auch andere Artengruppen (Fledermäuse usw.) profitieren. Das Biotop muss in jedem Fall erhal-

ten werden. Bereits in dem Datenauswertebogen zum gesetzlich geschützten Biotop „Ramsbach und 

begleitende Vegetation“ aus dem Jahr 1995 wurde auf den Umstand hingewiesen, dass in den Teilbe-

reichen des Biotopes Müllablagerungen beeinträchtigender Weise vorhanden sind. Bei den Begehun-

gen zwischen April und September 2020 und im Februar 2021 wurden an mehreren Stellen des Bio-

topes und im Randbereich des Plangebiets erhebliche Beeinträchtigungen festgestellt, die vor allem 

entlang des gesamten südlichen Hanges vorgefunden wurden, aber auch im Tobel am Bach festge-

stellt wurden. Gemäß den Mengen muss es sich um eine seit vielen Jahren durchgeführte nicht er-

laubte Deponierung unterschiedlicher Abfälle handeln, die bis heute andauert. 
 

Fledermäuse. Es wurden mindestens 8 Fledermausarten erfasst, die im südlichen und östlichen Sied-

lungsraum Sommerquartiere bzw. Wochenstuben besitzen und in den Abendstunden auf dem Weg zu 

ihren Jagdgebieten am Ramsbach entlang vorhandener Strukturen und Korridore über das Plangebiet 

fliegen. Das bachbegleitende Biotop und der Tobel stellen ein bedeutsames Jagdgebiet dar. Der Ge-

hölzstreifen am westlichen Rand des Plangebiets stellt eine bedeutsame Leitstruktur dar, die erhalten 

werden muss. Innerhalb des Plangebiets wurden Fledermausquartiere im landwirtschaftlichen Ge-

bäude westlich neben Wohnhaus Nr. 16 festgestellt. Im Bereich des Waldrandes (entlang der nördli-

chen Grenze des Plangebietes) wurden in der Ausflugphase regelmäßig Individuen der Fledermaus-

arten angetroffen, die regelmäßig in Baumhöhlen Wochenstuben und sonstige Quartiere besitzen. Die 

große Zahl unterschiedlich großer Specht- und allgemein Baumhöhlen (im nördlichen Gehölzbiotop) 

spielt für die festgestellten Fledermausarten eine wesentliche Rolle. Hierbei spielt ebenfalls der Um-

stand eine Rolle, dass das gesamte Plangebiet im Grunde genommen lichtfrei ist. Dieser Sachverhalt 

ist vor allem entlang des Tobels von Bedeutung, da hier auch die anspruchsvollen lichtscheuen Arten 

aus der Mausohr- und Langohrgattung jagen.  
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Vögel. Es wurden 41 Vogelarten erfasst, von denen mindestens 11 im Plangebiet selbst in Gehölzen, 

im Bereich der Obstwiese und in Gebäuden brüten. Eine Umwandlung der Flächen bedeutet den Ver-

lust von Brutplätzen. Das gesetzlich geschützte Biotop, das direkt an das Plangebiet angrenzt, stellt 

aufgrund der strukturreichen Teilbereiche (Tobel mit Bachlauf, Hangflächen, Naßwiesen, Auwald mit 

großer Zahl an Habitatbäumen usw.) ein wesentliches Brutgebiet für die festgestellten Vogelarten dar. 

Als regelmäßig jagende und Nahrung suchende Vogelarten wurden mehrere streng geschützte Arten 

und Arten der Vorwarnlisten festgestellt. Infolge der geplanten Wohnbebauung und der zu erwarten-

den Hauskatzen werden die Brutvogelbestände insbesondere zur Brutzeit entsprechenden Störungen 

ausgesetzt sein.  

Greifvögel. Im Tobel nordöstlich des Plangebiets wurde ein Brutstandort des Turmfalken in einem Ra-

benkrähennest festgestellt. Turmfalken brüten häufig in Siedlungen. Außerdem befindet sich ca. 150 

m westlich des Plangebiets der Horst eines Schwarzmilans. Etwa 250 m westlich brütet ein Mäuse-

bussard. Eine erhebliche Beeinträchtigung geht von der geplanten Wohnbebauung nach fachgut-

achterlicher Einschätzung nicht aus.  

Reptilien und Amphibien. Aufgrund der intensiven Bewirtschaftung ist kein Vorkommen innerhalb des 

Plangebiets zu erwarten. Aufgrund der gesamten Lage werden im Plangebiet keine wesentlichen 

Wanderungen von Amphibien erwartet. Es fehlen Laichgewässer und geeignete Habitatstrukturen. Es 

wurden ebenfalls keine Hinweise auf Zauneidechsen oder andere relevante Reptilienarten gefunden. 

Entlang des nördlichen Randstreifens zum Biotop ist jedoch ein Vorkommen denkbar. Hier sollte in 

den Sommermonaten vor Baubeginn eine Überprüfung stattfinden.  

Totholzkäfer: In dem Tobel bzw. geschützten Biotop befindet sich eine große Zahl an Bäumen mit 

Totholz und Fraßspuren von xylobionte (holzbewohnenden) Käferarten. Es werden mehrere Arten, 

darunter besonders geschützte Arten, wie Balkenschröter, Moschusbock oder Rosenkäfer, erwartet. 

Igel, Eichhörnchen, Fuchs u.a. Bei den Begehungen konnten neben Eichhörnchen auch mehrere Igel, 

sowie Rehe, Fuchs und Dachs festgestellt werden. 

 

Maßnahmen zum Artenschutz 

- Der Schutz der aktuellen lichtfreien Jagdräume entlang des Tobels und der Erhalt des randlichen 

Tobelbereichs und der höhlenbaumreichen Waldtraufs ist eine primäre Aufgabe und Maßnahme. Es 

muss vermieden werden, dass durch evtl. Verkehrssicherungsmaßnahmen infolge der geplanten 

Wohnbebauung die bedeutsamen Habitatbaumstrukturen beeinträchtigt oder entnommen werden. 

Daher ist die Schaffung einer ausreichenden Pufferzone zwischen Bebauungsfläche und dem Wald-

rand erforderlich, um Beeinträchtigungen des Biotopes und der nachgewiesenen Arten zu vermei-

den. Das Beleuchtungskonzept muss den Anforderungen der lichtscheuen Fledermausarten ange-

passt werden / Vermeidung von Lichtemissionen 

- Es müssen Schutzmaßnahmen getroffen werden gegen Vogelschlag und Störung der ökologisch 

bedeutsamen Tobelbereiche. 

- Rodungszeiten (Entnahme von Gehölzen zwischen 01.10. und 28./29.02.) und Abrisszeiten in Be-

zug auf Gebäude (im Winter zwischen November und Februar, sofern keine Winterquartiere betrof-

fen sind) müssen beachtet werden. 

- Bei Neupflanzungen sollen innerhalb der Fläche geeignete Flugkorridore für die anspruchsvolleren 

Arten geschaffen werden. 

- Vor Gebäuderückbauten müssen die zeitlichen Regelungen eingehalten werden und die Gebäude 

im Zuge eines geplanten Abrisses auf Fledermaus- oder Vogelvorkommen untersucht werden. Für 

die betroffenen Arten müssen Ersatzmaßnahmen getroffen werden. Dabei ist zu bedenken, dass 

diese Maßnahmen rechtzeitig begonnen werden müssen und eine Vorlaufzeit benötigen. Insbeson-

dere für die streng geschützten Fledermäuse sind diese vorgezogenen Maßnahmen erforderlich. 
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- Im Rahmen der möglichen Eingriffe, die durch den geplanten Fahrradweg in der nordöstlichen Ecke 

des Plangebietes entstehen würden, müssen die dort bestehenden Habitatbäume auf Fledermaus- 

und Brutvogelvorkommen untersucht werden. Die bedeutsamen Habitatbaumbestände innerhalb 

des gesetzlich geschützten Biotopes müssen erhalten und geschützt werden. 

- Die älteren Birn- und Apfelbäume an der westlichen Obstwiese sollen als Nahrungs- und Jagdgebiet 

sowie als Leitstruktur erhalten bleiben. 

- Eine weitere Deponierung von Gartenabfällen usw. im Bereich des Biotopes muss vermieden wer-

den. Es muss geklärt werden, wie mit den großen Mengen an Abfällen im Biotop umgegangen wird. 

Geologie/Boden 

Das Areal stellt sich als eine überwiegend ebene und flachwellige Fläche der Tettnanger Terrasse 

dar. Der tiefere Untergrund wird gebildet aus spätglazialen Terrassenablagerungen im Wechsel mit 

Beckensedimenten. Aus bodenkundlicher Sicht handelt sich um mäßig- bis tiefgründige Parabrauner-

den mit mittlerer Bodenfruchtbarkeit. Kiesig-sandige Grundmoränensedimente überdecken fluviale 

Schotter. Die Deckschicht weist eine hohe Funktionserfüllung als Ausgleichskörper im Wasserkreis-

lauf und als Filter und Puffer für Schadstoffe auf. Daraus resultiert eine hohe Empfindlichkeit des Bo-

dens gegenüber einer Überbebauung und Versiegelung.  

Im Zentrum der Fläche befand sich seit Ende des 19. Jh. eine Kiesgrube, die seit der Vorkriegszeit 

sukzessive wederaufgefüllt wurde. Die Verfüllung der ehemaligen Kiesgrube erfolgte überwiegend mit 

Bauschutt. Die Abbaufläche wurde aber auch bis ca. 1963 als Müllkippe der Stadt Tettnang genutzt. 

Die betreffende Teilfläche wird als Altablagerung Ramsbach Obj.Nr. 1751 im Altlastenkataster geführt. 

Eine Abgrenzung der Altablagerung ist im Lageplan nachrichtlich aufgenommen siehe dazu auch Ziff. 

2.5 Altlasten). Die Rekultivierung war 1979 abgeschlossen. Die westliche Böschung wurde gegen En-

de der 1970er Jahre überwiegend mit Erdaushub modelliert. Die gesamte Fläche wurde mit Oberbo-

den abgedeckt und der landwirtschaftlichen Nutzung zugeführt. Im Bereich der Verfüllungen sind die 

Bodenfunktionen aufgrund der anthropogenen Überprägung eingeschränkt.  

Mit der Planung werden ca. 5 ha teilweise hochwertige landwirtschaftliche Fläche (Vorrangflur Stufe II, 

überwiegend Sonderkulturfläche) umgewidmet, so dass landwirtschaftliche Belange betroffen sind. 

Die überplanten Flächen sind im Flächennutzungsplan überwiegend als Wohnbauflächen dargestellt, 

und nicht im Regionalplan als Vorranggebiet für die Landwirtschaft ausgewiesen.  

Nach § 13b (2) BauGB besteht für die beschleunigte Schaffung von Wohnraum auch für Eingriffe in 

das Schutzgut Boden keine Ausgleichspflicht. Durch die Flächenentwicklung im Anschluss an beste-

hendes Bauland und durch die Nutzung vorhandener Infrastruktur wird die Inanspruchnahme von Flä-

chen im Außenbereich geringgehalten. 

Es liegt ein Bodenmanagementkonzept (Kugel, Schlegel, Wunderer 02/2021) vor. Es verfolgt das Ziel 

unter Wahrung des städtebaulichen Entwurfs möglichst viel Bodenmaterial im Plangebiet zu belassen 

und zu verwerten. Ein Großteil des Aushubs entsteht im Bereich der künftigen Tiefgaragen. Ein Teil 

des belasteten Unterbodens kann nach Sicherung des vorhandenen Oberbodens auf die Deponieflä-

che aufgebracht werden und zur Modellierung verwendet werden. Ein geringerer Teil dieses Aushubs 

kann als Unterbau von geplanten Verkehrsflächen dienen oder im Randbereich der Bebauung aufge-

bracht werden. Insbesondere im Bereich der Deponie sind Bodenaufträge bis max. 1,5 m vorgesehen. 

Die nutzbaren Flächen werden vorsorglich mit unbelastetem Oberboden abgedeckt, falls eine spätere 

gesetzliche Regelung die Grenzwerte für den Wirkungspfad Boden-Mensch für eine derartige Nutzungen 

noch niedriger als die gemessenen Werte ansetzt. Eine Nutzung der Freiflächen ist ohne Gesundheits-

gefahren möglich. Nach überschlägiger Abschätzung müssen dennoch ca. 10.000 cbm teilweise be-

lastetes Bodenmaterial zur externen Verwertung aus dem Gebiet abtransportiert werden. Etwa 700 

cbm unbelasteter Oberboden muss angefahren werden.  
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Der Grundsatz möglichst das gesamte anfallende Bodenmaterial im Plangebiet zu belassen kann 

nicht erfüllt werden (siehe auch Hinweis Nr. 1 Bodenschutz/Altlasten). 

Schutzgut Wasser 

Nördlich verläuft als oberirdisches Fließgewässer der Ramsbach. Dieser wirkt als natürliche Vorflut. 

Eine Versickerung von Oberflächenwasser im Terrassenkies ist möglich. Eine Versickerung im Be-

reich der Altablagerung Ramsbach erfolgt nicht. Eine Beeinträchtigung des Gewässers durch Einlei-

tung von Oberflächenwasser wird durch die vorgelegte Erschließungsplanung vermieden.  

Durch die Umlagerung der mit Kupfer und Organochlor schwach belasteten Böden aus dem gesam-

ten überbauten Bereich in die Park- und Freizeitflächen wird ein weiterer Austrag dieser Schadstoffe 

über die großflächige Durchsickerung auf einen flächenmäßig kleineren geringer durchlässigen Be-

reich reduziert. 

Das Plangebiet gehört zur hydrogeologischen Einheit der ‚fluvioglazielen Kiese und Sande im Alpen-

vorland‘. Bei dem Untergrund handelt es sich um einen Lockergesteins-Grundwasserleiter. Im Rah-

men des Bodengutachtens konnte kein Grundwasser festgestellt werden. Es können keine Angaben 

zu den hydrologischen Verhältnissen gemacht werden. Der Nachweis, dass der Ramsbach Vorfluter 

des Grundwassers ist, konnte im Bodengutachten nicht erbracht werden. Es ist möglich, dass der 

Ramsbach in seinem Bett aus Bachsedimenten und Beckenschluffen über dem Grundwasserleiter 

schwebt. Der Bemessungswasserstand für das Baufeld wird vorläufig auf 450 m ü.NN und damit auf 

ca. 10 m unter Geländeniveau festgelegt. 

Im Plangebiet wird eine Bodenversiegelung durch Gebäude, Nebenanlagen und Verkehrsflächen von 

ca. 2,5 ha planungsrechtlich vorbereitet. Ca 1,6 ha wird durch Gebäude und Straßen überbaut. Dazu 

kommen Nebenanlagen und Tiefgaragen, die wiederum teilweise erdüberdeckt sein werden und für 

die Bewohner als Freiraum nutzbar sind. Versiegelte Flächen werden dem Naturhaushalt dauerhaft 

entzogen. Die Bodenfunktionen gehen auch auf teilversiegelten Böden weitgehend verloren.  

Im Plangebiet bleiben insgesamt ca. 1,6 ha als öffentliche und private Grünfläche und 0,6 ha als gärt-

nerisch gestaltete Grundstücksflächen außerhalb von Tiefgaragen erhalten. Auf den Flachdächern der 

geplanten Gebäude wird auf ca. 0,5 ha eine extensive Begrünung realisiert. Addiert man diese Flä-

chen, so bleibt ca. die Hälfte des Plangebiets begrünt.  

Durch die Bodenüberdeckung der Tiefgarage werden Eingriffswirkungen auf das Schutzgut Boden re-

duziert. Die Beeinträchtigungen des Bodens werden darüber hinaus durch die Verwendung wasser-

durchlässiger Wegeaufbauten und durch Dachbegrünungen gemindert werden. Außerdem sollten un-

beschichtete Oberflächen aus Zink, Titan-Zink, Kupfer oder Blei zum Schutz des Bodens und des 

Grundwassers vor Verunreinigungen nicht großflächig mit Niederschlagswasser in Berührung kom-

men. Im Rahmen der Erschließungs- und Bauplanung werden die einschlägigen Vorschriften zum 

Boden- und Grundwasserschutz beachtet. 

Das nicht schädlich belastete Niederschlagswasser von Dächern und Verkehrsflächen wird oberflä-

chennah gesammelt, in private Anlagen eingeleitet und über die belebte Bodenzone versickert. Hier-

durch wird das Wasser gefiltert und die Grundwasserneubildung unterstützt. Das modifizierte Entwäs-

serungssystem bewirkt eine Rückhaltung des Regenwassers und eine Verminderung der Regenwas-

serabflussspitzen. Infolge der lokalen Niederschlagswasserversickerung wird die Grundwasserneubil-

dungsrate nicht deutlich reduziert. Die Umsetzung des Bebauungsplans verursacht keine relevante 

Beeinträchtigung des lokalen Wasserhaushalts. 

Im Plangebiet befinden sich keine Geotope und keine Bodendenkmäler. 
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Klima und Luft 

Die lokalklimatische Funktion des Plangebietes ergibt sich aus der Lage am nördlichen Stadtrand von 

Tettnang. Die Durchlüftungsverhältnisse sind gut. Die vorherrschende Windrichtung ist Südwest. Aus 

der vorhandenen Nutzung (Bebauung, Verkehrsflächen, Landwirtschaft) resultieren keine erheblichen 

klimatische Vorbelastungen. Es ist ein Luftaustausch mit den nördlich und westlich gelegenen Grün-

flächen gegeben. Hinsichtlich der Kaltluftproduktion und der lufthygienischen Ausgleichsfunktion kann 

dem Plangebiet eine geringe Bedeutung beigemessen werden. Es grenzen keine klimatisch beson-

ders belasteten Gebiete an.  

Die klimatischen Funktionen werden durch die zusätzliche Bebauung nicht in relevantem Umfang ge-

mindert. Das zusätzliche Verkehrsaufkommen und die versiegelten Flächen bewirken kleinklimatische 

Veränderungen, die auf das Plangebiet beschränkt bleiben. Schadstoffemissionen bleiben in Wohn-

gebieten regelmäßig gering. Die festgesetzten Pflanzgebote sowie Dach- und Fassadenbegrünungen 

können zur Kühlung und Staubfilterung beitragen und damit das Kleinklima verbessern. Eine Beein-

trächtigung gesunder Wohnverhältnisse oder erhebliche Auswirkungen der Planung auf das Klima 

sind nicht zu erwarten. Der Luftaustausch wird durch die Planung aufgrund der lockeren Bebauung 

und der begrenzten Bauhöhen nicht behindert. Erhebliche Auswirkungen auf das Klima sind nicht zu 

erwarten. 

Die Stadt Tettnang befürwortet grundsätzlich die Nutzung regenerativer Energien. Über die gesetzli-

chen Anforderungen hinausgehende Energiesparmaßnahmen werden ausdrücklich empfohlen. 

Landschafts- bzw. Ortsbild / Erholungseignung / menschliche Gesundheit /  

Kultur- und Sachgüter 

Das Plangebiet befindet sich innerhalb der Siedlungsfläche von Tettnang und grenzt im Norden an ei-

nen gewässerbegleitenden Gehölzbestand im Taleinschnitt des Ramsbaches. Durch den Gehölzbe-

stand wird das Baugebiet auch nach Westen gut eingegrünt. Die Fläche grenzt im Süden und Osten 

an bestehende Siedlungsflächen an. Die gewachsene Siedlungsstruktur ist durch 1-3 geschossige 

Gebäude geprägt. Das südwestlich gelegene Ramsbach-Quartier weist überwiegend eine 3-5-

geschossige Bebauung auf mit Gebäudehöhen bis ca. 16m. Im näheren Umfeld befinden sich keine 

Baudenkmäler. 

Die geplante Bebauung fügt sich in ihrer Struktur in die umgebende städtische Bebauung ein und er-

gänzt diese durch Gebäude in zeitgemäßer Architektur. Die Bebauung arrondiert den vorhandenen 

Siedlungsrand und entfaltet aufgrund des bachbegleitenden Gehölzes und aufgrund der umgebenden 

Bebauung keine besondere Fernwirkung. Es handelt sich um eine angemessene Nachverdichtung im 

städtischen Bereich. Die gestaffelten Gebäudehöhen (zumeist 2-4- geschossig) reagieren auf die La-

ge am Ortsrand und auf die östlich und südlich gelegene kleinteilige Wohnbebauung. Im Zentrum des 

Gebiets am zentralen Grünraum wird ein 6-geschossiges Wohngebäude errichtet. Baumpflanzungen 

werden sowohl im Bereich der Grünflächen als auch straßenbegleitend vorgenommen. Störungen des 

Siedlungsgefüges und negative Fernwirkungen in Bezug auf das Ortsbild sind nicht zu erwarten. 

Das Plangebiet war bisher nicht als Erholungsfläche allgemein nutzbar. Die privaten Wohngärten und 

die halböffentlichen Wohnhöfe stehen künftig für die wohnungsbezogene Erholung zur Verfügung. Die 

zentrale Grünfläche wird wohngebietsbezogen nutzbar und schafft eine Grünverbindung zwischen 

Jahnstraße und dem vorhandenen Weg am Ramsbachtobel hergestellt. Die Zugänglichkeit der Land-

schaft wird verbessert.  

Im Plangebiet ist keine Beeinträchtigung der menschlichen Gesundheit durch Immissionen sowie an-

dere schädliche Umwelteinwirkungen i.S. des Bundes-Immissionsschutzgesetzes vorhanden. Die Zu-

nahme von Schadstoffemissionen durch Heizung, Autoverkehr sowie von Lärm- und Lichtemissionen 

wird aufgrund der geplanten Wohnnutzung als gering bzw. zumutbar eingeschätzt. Erschütterungen, 
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Staub und andere Belästigungen oder Beeinträchtigungen der Anwohner beschränken sich auf die 

Bauzeit.  

Der vorhandene landwirtschaftliche Verkehr (insbesondere zur Ernte) und die Ausbringung von 

Spritzmitteln werden mit Aufgabe der Nutzung vollständig entfallen. Durch die Planung werden keine 

relevanten zusätzlichen Emissionen verursacht.  

Angesichts des geringen Verkehrsaufkommens und der Lage im Stadtraum ist ruhiges Wohnen ge-

währleistet. Eine zusätzliche Festsetzung von Schallschutzmaßnahmen ist nicht erforderlich. Die bau-

bedingten Umweltauswirkungen bleiben temporär begrenzt und führen nicht zu erheblichen Belastun-

gen. Negative Wirkungen auf die menschliche Gesundheit infolge der Realisierung der Planung wer-

den nicht gesehen. 

Der Wegfall als landwirtschaftliche Fläche erscheint angesichts des Gewinns an Bauflächen akzepta-

bel. Eine Gefährdung der landwirtschaftlichen Erwerbsstruktur ist nicht erkennbar.  

Fazit 

Es ist keine besondere Bedeutung der Flächen für die Schutzgüter Boden, Wasserhaushalt, Klima 

sowie als Lebensraum für freilebende Tiere und Wildpflanzen anzunehmen. Es ist keine Planungsal-

ternative erkennbar, mit der sich das Planungsziel in umweltschonenderer Weise realisieren lässt. Ei-

ne erhebliche Beeinträchtigung des Naturhaushalts und des Orts- und Landschaftsbildes infolge der 

Planung ist nicht erkennbar. Für die Schutzgüter Arten und Lebensgemeinschaften, Boden/Fläche, 

Wasserhaushalt und Klima/Luft und für den Menschen (Gesundheit und Erholung, Kultur und Sachgü-

ter) sind unter Anrechnung der geplanten grünordnerischen Festsetzungen keine relevanten Beein-

trächtigungen zu erwarten. Nachteilige Auswirkungen auf geschützte Denkmale oder auf andere Um-

weltgüter sind nicht ersichtlich. Ausgleichsforderungen für Eingriffe in den Naturhaushalt und das 

Landschaftsbild bestehen nicht. Artenschutzrechtliche Belange stehen der Planung nicht entgegen. 

4. Begründung der Örtlichen Bauvorschriften 

Die getroffenen örtlichen Bauvorschriften zur Gestaltung baulicher Anlagen und Freianlagen sind not-

wendig, damit das gestalterische Einfügen der künftigen Gebäude in das ländliche Orts- und Land-

schaftsbild gesichert werden kann. Die örtlichen Bauvorschriften zur Gestaltung der Fassaden und 

Dächer entsprechen der vorgesehenen Nutzung. Um ein einheitliches Siedlungsbild zu erreichen, 

werden überwiegend Flachdächer festgesetzt. Im Übergangsbereich zwischen den 2-geschossigen 

Gebäuden im  WA1 und WA2 und der freien Landschaft werden auch geneigte Dächer (Dachneigung 

<25°) zugelassen. Flachdächer und flach geneigte Dächer sind außerhalb der Altstadt weit verbreitet. 

Flachdächer fügen sich im Bereich Jahnstraße gut in das Stadtbild ein. 

Hierdurch wird ein gestalterischer Bezug zu den südwestlich gelegenen Ramsbachquartieren herge-

stellt. Der Spielraum für eine individuelle Gestaltung wird bewusst eingeschränkt. Der Regelumfang 

der örtlichen Bauvorschriften wird so gewählt, dass das Ergebnis des städtebaulichen Entwurfes um-

gesetzt werden kann. Flachdächer können zur Optimierung der Solargewinne genutzt werden. Anla-

gen zur Gewinnung von Sonnen- und Umweltenergie sind mittlerweile ein üblicher Bestandteil der Ar-

chitektur. Eine negative Fernwirkung bzw. eine Beeinträchtigung des Orts- und Landschaftsbildes ist 

angesichts der begrenzten Gebäudehöhen und der Eingrünung nicht zu erwarten. Die Ausnahmere-

gelung für untergeordnete Bauteile ist ebenfalls ortsbildverträglich. Im Plangebiet sind grelle Farben 

oder glänzende Materialien im Bereich der Fassaden- und Dachflächen unzulässig. Das Stadtbild am 

Siedlungsrandbereich von Tettnang kann durch Verwendung gedeckter Farben und matter Flächen 

eher erhalten werden. Eine Beeinträchtigung der Nachbarschaft soll damit vermieden werden. Bei Re-

flexionsgraden von über 0,85 kann von glänzenden Materialien gesprochen werden (z.B. Aluminium 

0,85 / matt 0,5-0,7, weißer Putz i.d.R. kleiner als 0,8, Beton 0,3-0,5, Ziegel, rot 0,15).  
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Die Regelungen zur Gestaltung unbebauter Flächen dienen ebenfalls dem Erhalt des regionaltypi-

schen Orts- und Landschaftsbildes. Die Anlegung der nicht überbauten Flächen als Grünflächen und 

deren Bepflanzung ist gemäß § 9 (1) LBO obligatorisch. Die Reduzierung der Eingriffe in den natürli-

chen Geländeverlauf trägt zudem dem Gebot zum schonenden Umgang mit dem Schutzgut Boden 

Rechnung. Die Begrenzung der Höhe der Einfriedungen dienen ebenso dem Erhalt des Ortsbildes. 

Gegenüber der Landesbauordnung Baden-Württemberg wurde die Stellplatzverpflichtung erhöht. Es 

gilt die Stellplatzverordnung der Stadt Tettnang, gestaffelt nach Wohnungsgrößen. Dies ist notwendig, 

da der Mobilisierungsgrad aufgrund der Lage der Infrastruktur und der Arbeitsplätze erfahrungsgemäß 

entsprechend hoch ist. Im ländlich strukturierten Raum gibt es nur ein begrenztes Angebot an öffentli-

chen Verkehrsmitteln. Mehrpersonenhaushalte sind häufig mit mehr als einem Kraftfahrzeug ausge-

stattet, um die für die tägliche Lebensführung notwendige Mobilität aufbringen zu können. Die Er-

schließungsflächen sind dagegen auch aus ökonomischen Gründen sparsam bemessen. Parkmög-

lichkeiten im öffentlichen Straßenraum sind Besuchern vorbehalten.  

5. Planänderungen nach der öffentlichen Auslegung 

Der Entwurf des Bebauungsplans wurde im August/September 2021 öffentlich ausgelegt. Danach 

sind Änderungen im Entwurf vorgenommen worden: 

Nach der öffentlichen Auslegung wurde die Abgren-

zung der Altablagerung Ramsbach im Rahmen der 

Ergänzung des geologischen Gutachtens (Kugel, 

Schlegel Wunderer 09/2021) durch 7 zusätzliche 

Aufschlüsse (SCH 30 bis Sch 36) konkretisiert (sie-

he Abbildung rechts). Die Wohnstraße (öffentliche 

Verkehrsfläche) zwischen WA3 und der zentralen 

Grünfläche wurde daraufhin nach Westen verscho-

ben und damit außerhalb der Altablagerung Rams-

bach geführt. Die Flächen im WA3, die privaten 

Verkehrsflächen für Stellplätze und die Grünfläche 

wurden entsprechend angepasst. Die Flächen für 

private Stellplätze wurden auch innerhalb der allge-

meinen Wohngebiete entsprechend dem vorliegen-

den Freiflächenplan (Entwurf Grüne Welle Hr. Jörg) 

angepasst.  

 

 

Im Nordwesten des Plangebiets wurde der Stellungnahme der oberen Forstbehörde insoweit entspro-

chen, dass die Waldflächen im Sinne des Landeswaldgesetzes aus dem Geltungsbereich des Bebau-

ungsplans herausgenommen wurden. Der Plangebietsumgriff wurde entsprechend reduziert. In der 

Folge ist auch das westliche Gebäude im WA1 entfallen. 

 

Um den Abstand zwischen dem Gehölzbiotop am Ramsbach und der geplanten Bebauung auch östli-

chen Teilbereich zu vergrößern, wurde das gesamte WA7 um 2 m nach Süden verschoben.  

Einer gesonderten Anfrage beim Regionalwerk wurde dadurch entsprochen, dass im Plangebiet 3 

Standorte für größere Trafostationen (4x8 m) im Plangebiet angeboten werden.  

Der Artenschutzbericht (L. Ramos) wurde insbesondere im Hinblick auf den Umgang mit den im Be-

standsgebäude WA 4 vorhandenen Fledermäuse und im Hinblick auf mögliche Beeinträchtigungen 
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des Biotops konkretisiert. Ein Gebäudeabriss ist in den nächsten 5-10 Jahren nicht vorgesehen. 

Rechtzeitig vor dem Abriss müssen gemäß Artenschutzgutachten ökologisch wirksame Ersatzquartie-

re geschaffen werden.  

Es wurden weitere Maßnahmen zum Artenschutz (Ersatzquartiere) festgesetzt. Nach dem ergänzten 

Artenschutzbericht wurden Textänderungen in der Begründung und in den Hinweisen vorgenommen. 


